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Der Verfasser untersucht die Zweckmäßigkeit der Kontrolle von Installationsanlagen durch die EVU. 
Sowohl aus juristischen als auch aus betriebswirtschaftlichen Überlegungen wird die Einstellung dieser 
Kontrollen empfohlen und die Frage! aufgeworfen,' ob mögliche technische Vorteile für das EVU 
wirklich so erheblich sind, um das Risiko zivilrechtlicher Haftung und strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
sowie die Aufwendung verhältnismäßig hoher Personalkosten zu rechtfertigen. 


I. 

Die Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit elek- 
ischer Energie aus dem Niederspannungsnetz — kurz AVB — 
hen in Abschnitt V, Ziffer 2 vor, daß die Inbetriebnahme 
ner (Installations-) Anlage durch Vermittlung des ausführen- 
en Installateurs bei dem Elektrizitätswerk zu beantragen ist. 
as EVU ist außerdem berechtigt, die Ausführung der Installa- 
onsanlage zu überwachen und vor Inbetriebsetzung zu prü- 
n. Nach Ziffer 8 des gleichen Abschnitts übernimmt das EVU 
rch die Vornahme oder Unterlassung der Prüfungsowie durch 
en Anschluß der Anlage an das Leitungsnetz keinerlei Haftung. 


Obwohl man nun der Auffassung sein könnte, daß die mit 
er Kraft von Rechtsnormen ausgestatteten AVB!) das EVU 
der seine Bediensteten mit dieser Bestimmung von Schadens- 
satzansprüchen befreien, wird immer wieder — und zwar zu- 
effend — auf die Gefahr einer Haftung hingewiesen. Den tie- 
ren Grund hierfür hat bereits X. Sachs in seinem Vortrag 
Rechtsgrundlagen über technische Ausführung und Sicher- 
eit‘‘2) angesprochen: „Nach den AVB, gelegentlich auch ein- 
hlägigen Klauseln in Sonderabnehmerverträgen, sind die 
VU zwar berechtigt (aber nicht verpflichtet!), die Anlagen 
hrer Abnehmer abzunehmen oder nachzuprüfen. Mit besonde- 
em Ernst sei auf eine Tendenz der Rechtsprechung aufmerk- 
ım gemacht, aus einer ständigen Übung dieses Prüfungsrechts 

ne Prüfungspflicht und hieraus unmittelbar folgend eine Ver- 

twortlichkeit des EVU bei ihrer Nichteinhaltung und vor 
llem bei dennoch auftretenden Unfällen oder Schadensfällen 
erzuleiten.‘“ 

Auf der gleichen Ebene liegt die Empfehlung, nicht von 
ner „Prüfung“, „Abnahme“ oder ‚„Abnahmebeamten‘“ des 

VU im Zusammenhang mit Installationsanlagen zu sprechen?) 
Wegen der einschränkenden Auslegung von Freizeichnungs- 
lauseln durch die Rechtsprechung sollen hierdurch Mißdeu- 
ngen von vornherein vermieden werden. 


Es ist jedoch nicht anzunehmen, daß diese Befürchtungen 
urch die Wahl anderer Worte wie etwa „‚Kontrolle‘“ oder ‚„‚Be- 
ichtigung‘“) ausgeräumt werden können. Für die hier in Be- 
acht kommende tatsächliche Handlung und den Willen, der 
lieser Handlung zugrunde liegt, haben diese Begriffe inhaltlich 
lie gleiche Bedeutung, nämlich die Feststellung von Mängeln 
n der Installationsanlage. Das ergibt sich eindeutig aus Ab- 


: Vgl. z.B. die zitierten Urteile in den Empfehlungen der VDEW 
ur Anwendung der AVB — kurz Empfehlungen der VDEW — auf 
. 3 oder, anstatt aller, die BGH-Entscheidung vom 25. Mai 1954, 
 echtsbeilage (zur „Elektrizitätswirtschaft‘ ) 1954, S. 66 

2) Blektrizitätswirtschaft Bd. 55 (1956), S. 496 ft. 

3) Vgl. G. Butze in Elektrizitätswirtschaft Bd. 58 (1959), S.388 ff; 
impfehlungen der VDEW, S. 13 

2° G: Butzei in Elektrizitätswirtschaft Bd. 58 (1959), S. 389 


_ von Installationsanlagen durch die EVU? 
| W.Stumpf, Koblenz 


schnitt V, Ziffer 7 der AVBS®). Die Tatsache, daß die EVU der- 
artige Maßnahmen lediglich im eigenen Interesse durchführen®), 
ändert nichts an dem Ergebnis. Eine andere Wortwahl er- 


scheint daher in diesem Fall nicht besonders geeignet, die 


latent vorhandene Gefahr einer Haftung wirksam zu beseitigen. 


Soweit ersichtlich, ist zwar ein unmittelbarer Einbruchindie 
Freizeichnungsklausel des Abschnitts V, Zifer 8 AVB 


noch nicht erfolgt oder die Verbindlichkeit der Bestimmungen 


ernstlich bestritten worden. Damit ist jedoch nicht gesagt, dß 


das Gebiet, das durch die Klausel abgesperrt werden soll, näm- 


lich Ersatzansprüche wegen mangelhafter Installationsprüfung, 


völlig tabu für Haftungsansprüche gegen das EVU ist. Das ist 


vor allem dann nicht der Fall, wenn an der Installationsanlage 


auch Arbeiten von EVU-Bediensteten durchgeführt werden. 


1. Der Vollständigkeit halber sei zunächst auf die gesetzliche 


Einschränkung des Haftungsausschlusses durch $ 276 Abs. 2 
BGB hingewiesen. Hiernach kann dem Schuldner die Haftung 
wegen Vorsatzes nicht im voraus erlassen werden. Dagegen 


kann sich der Schuldner (das Unternehmen) wohl von vor- 


sätzlichen Handlungen seiner Erfüllungsgehilfen freizeichnen?). 
Die Einschränkung des Haftungsausschlusses findet mithin nur 


Anwendung auf den Vorstand, die Geschäftsführung oder die 


sonst verfassungsmäßig berufenen Vertreter einer juristischen 
Person des Privat- oder öflentlichen Rechts. Ihr Verschulden ist 
eigenes Verschulden der juristischen Person und nicht ein 
Preindverschulllen. 

2. Man muß sich jedoch darüber im klaren sein, daß der theo- 
retisch mögliche Ausschluß der Haftung für vorsätzliche Hand- 
lungen der Erfüllungsgehilfen, d.h. der Angestellten einesEVU 
bei seiner Geltendmachung auf erhebliche Schwierigkeiten 
stoßen wird. In diesem Zusammenhang wird sich die Behand- 
lung von Fragenkomplexen nicht umgehen lassen, die zwar 
hinreichend bekannt sind, deren Beantwortung aber generell 


meist nicht möglich ist, weil sie zu sehr vom jeweiligen Tatbe- 


stand abhängen, z. B. 
a) ob und in welchem Umfang durch die vertragliche Frei- 
zeichnungsklausel des Abschn. V, Ziff. 8 AVB gleichzeitig 


eine Haftung für unerlaubte Handlungen mit ausgeschlos- 


sen worden ist®); 


5) „Werden bei einer Prüfung Mängel festgestellt, so ist das EW bis‘ 


zu deren Beseitigung nicht zum Anschluß oder zur Versorgung der 
Anlage verpflichtet; es kann die Energieanlage oder Einzelteile der 
Energieanlage von der Versorgung ausschließen.“ 

6) Eiser-Riederer, Kommentar zum Energiewirtschaftsgesetz, 
2, RN Sal 

?) 8 278, Satz2BGB; vgl. zu diesem Fragenkreis auch H. Romeiß, 
„Schließt die Freizeichnungsklausel in den Allgemeinen Versor- 
gungs-Bedingungen eine Haftung für fahrlässig begangene unerlaub- 
te Handlungen aus?“ Das Gas- und Wasserfach Bd. 99 (1958), S. 766 

8) Vgl. H.Romeiß a.a.O. 
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b) ob ein derartiger Ausschluß gegen die guten Sitten oder 
gegen Treu und Glauben verstößt oder 
c) ob nicht ein Mißbrauch der Monopolstellung vorliegt. 
3. Eine weitere Möglichkeit zur Haftung des EVU bei In- 
stallationsprüfungen ergibt sich aus der von K. Sachs angespro- 


- chenen „ständigen Übung des Prüfungsrechts“ in Verbindung 


"mit der Tendenz der Rechtsprechung, hieraus. eine Verpflich- 


€ 


tung herzuleiten. Im Schadensfall könnte die Ansicht vertreten 
werden, daß die Unterlassung dieser Verpflichtung oder, bei 


"vorgenommenen Prüfungen, die schuldhaft übersehenen Män- 


gel der Insalladonsanlape zur Haftung führen. 


4. Schließlich darf in diesem Zusammenhang auch das Urteil 
des BGH vom 7. Februar 1958°) nicht übersehen werden. Durch 
diese Entscheidung wurden sowohl das EVU als auch der 
Mönteur bei folgendem Sachverhalt zur Zahlung verurteilt: 
Ein EVU-Monteur hatte eine durchgebrannte Anschluß- 


> sicherung bei einem Abnehmer auszuwechseln und führte 
gleichzeitig einige Reparaturen an der Abnehmeranlage aus. 


Wegen Streiähder Dunkelheit wurden die Arbeiten nur pro- 


"visorisch erledigt. Durch die fehlerhafte Arbeit des Monteuts 


"entstand in der darauffolgenden Nacht ein Kurzschluß, der 
einen Brand verursachte. Die Fabrik, die Betriebseinrichtung, 
Waren und Vorräte des Abnehmers wurden vernichtet. 

In den Urteilsgründen führt der Bundesgerichtshof u. a. aus, 
daß die Haftung aus positiver Vertragsverletzung nicht durch 


" die dem Stromversorgungsvertrag zugrunde liegenden Allge- 


meinen Versorgungsbedingungen ausgeschlossen wird. Ins- 
besondere schließe Abschn. V, 8 AVB die Haftung nicht aus, 
die aus der otdnungswidrigen Auswechslung der EVU- -eigenen 


“ Anschließsicherung und dem Belassen einer erlennharcn Ge- 
 fahrenquelle besteht. 
5, Einer besonderen Erwähnung bedarf noch die strafrecht- 


liche Verantwortlichkeit eines EVU-Bediensteten im Zusam- 


menhang mit der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
“über gefahrengeneigte Tätigkeiten. Kommt es zu einem Straf- 
“urteil gegen den EVU- Monleir, weil er bei Arbeiten an der 


"Installationsanlage fahrlässig die anerkannten Regeln der Tech- 


= 2. ik;.d: hi die VDEBestiramungint) nicht inschatteh bzw. 


bei Ausübung des Rechts zur Prüfung der Installationsanlage 
"in fahrlässiger Weise die Beseitigung eines offensichtlichen 
. Mangels nicht veranlaßt hat, so kann der Geschädigte — unter 
- Hinweis auf das Strafurteil — zivilrechtlich gegen den Monteur 
vorgehen. Selbst wenn man in diesen Fällen eine Haftung des 


© EVU auf Grund des Abschn. V, Ziff. 8 AVB verneinen sollte, 


‚wäre das EVU in seiner Eigenschaft als Arbeitgeber nach 


" arbeitsrechtlichen Gesichtspunkten wirtschaftlich gesehen zur 
Zahlung verpflichtet. 


Der Große Senat des Bundesarbeitsgerichts hat sich nämlich 


in seinem Beschluß vom 29. September 19571) ausdrücklich zur 


Lehre von der Haftungsbeschränkung des Arbeitnehmers ge- 
" genüber dem Arbeitgeber bei gefahrengeneigter Tätigkeit Be 
"kannt. Bringt also ge Eigenart der vom Arbeleshhiet zu lei- 
stenden Dienste es mit größer Wahrscheinlichkeit mit sich, daß 
auch dem sorgfältigsten Arbeitnehmer gelegentlich Fehler un- 
_terlaufen, die für sich allein betrachtet zwar vermeidbar sind, 


Ei mit denen aber angesichts der menschlichen Unzulänglichkeit 
& erfahrungsgemäß zu rechnen ist, so kann der Arbeitgeber von 
dem fahrlässig handelnden Arbeitnehmer keinen oder jeden- 

falls nicht Sollen Schadensersatz verlangen. 


-Aus dem das Arbeitsverhältnis beherrschenden Gedanken 


‚der Treue- und Fürsorgepflichten hat die Arbeitsrechtsprechung 


diesen Grundsatz, der zunächst nur für den Schaden galt, den 
-der Arbeitnehmer bei Ausübung der ihm nbeagtch Arbeit 
dem Arbeitgeber zufügte, unter den gleichen Voraussetzungen 
“ auch auf Schäden aisgedehnt, die der Arbeitnehmer bei As: 
führung der ihm hberaeenen Arbeiten einem Dritten zufügt. 
‚Der Arbeitnehmer haftet zwar dem Dritten gegenüber Setmaietele 
bar und unbegrenzt, innerbetrieblich hat er jedoch gegen seinen 


._ 9) Rechtsbeilage 1959, S. 45 
»9) Über die Bedeutung der VDE-Bestimmungen vgl. nn des 


- OVG Münster vom 27. März 1957, Rechtsbeilage 1959, S, 5 


1) BB 1958, S. 80 #.;NJW 1958, S.235f. 
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Kipeterbeke einen N Präleelluhkenkprarhe ‘der As; nur g. 
von dem Arbeitnehmer fahrlässig. verübten Schäden gilt (s 
weit es sich bei Zufügung des Schadens um eine. gefahren, 
neigte Tätigkeit handelt). 

Der en Senat hat in seinem Beschluß bewußt die Unt 
scheidung zwischen leichter und grober Fahrlässigkeit v y 
mieden, um die nikelesserichrich®. Rechtsprechung nicht 
sehr einzuengen. Bei leichter Fahrlässigkeit wird der Freist 
lungsanspruch des Arbeitnehmers jedoch regelmäßig dur« 
greifen. Liegt also im konkreten Fall eine gefahrengenei; 
Tätigkeit des EVU-Monteurs im o. a. Sinne vor und klagt 
Dritte seinen Schaden gegen den EVU-Monteur erfolgte; 
ein, wird das EVU in seiner Eigenschaft als Arbeitgeber ni 
umhin können, die Urteilssumme für den Arbeitachrid 
zahlen. 

Mit den unter den Punkten 1 bis 5 gemachten Hirwers 
dargelegt werden, daß die Auffassung nur bedingt richtig | 
daß die EVU und ihre-Bediensteten durch die Freizeichnun; 
klausel Abschn. V, Ziff. 8 AVB gegen Haftungsansprün 
jeder Art, die sich auf dem Gebiet der Installationsprüfu 
ergeben können, gedeckt seien. Diese Auffassung trifft v 
allem dann nicht zu, wenn sich das EVU selbst als Installate 
betätigt und derartige Anlagen im Auftrag der Abnehn 
hersielle weil diese Arbeiten nicht mehr im Rahmen des du: 
die AVB festgelegten Versorgungsvertrages, sondern aufGru 
eines selbständigen Werkvertrages durchgeführt werden 
Auch der teilweise vorgebrachte Einwand, derartige Fälle se 
bisher so gut wie gar nicht vorgekommen, kann nicht als v 
nünftiges Argument gewertet werden, es sei denn man ‚glau 
den Brunnen erst abdecken zu müssen, nachdem das: Ki 
hineingefallen i ist. 


I. NR 

Wie soll sich aber ein EVU diesen Fragen gegenuhe 
zweckmäßigsten verhalten? Soll man die Prüfung noch genat 
und schärfer, geradezu perfektionistisch durchführen, um jec 
nur denkbaren Fehler auszuschalten, oder nur oberflächlich 
Besichtigung gestalten? Reichen die bisherigen Kontrollm: 
nahmen aus, oder ist es angebracht, die Birftae völlig fe 
fallen zu lassen? Bei der durch das einzelne EVU zu treffen 
Entscheidung sind selbstverständlich neben der juristisch 
Seite noch die technischen und betriebswirtschaftlichen ( 
sichtspunkte zu berücksichtigen und zu koordinieren, um e 
wirtschaftlich vernünftige Lösung zu erreichen. Hi 
1: Vom rein jutistischen Standpunkt aus kann es eige 
lich nur eine Empfehlung geben: Keine Reparaturen und P 
fungen von Installationsanlagen durch die EVU und ihre. 
diensteten. Der Vorteil liegt durch die Beseitigung des Risil 


‚einer zivilrechtlichen Haftung und strafrechtlichen Verantwe 


lichkeit klar auf der Hand. Die Empfehlungen von Bun 
können daher voll unterstrichen werden!%), ? 

2. Nicht ganz so eindeutig wird die Entscheidung u 
Deitichswsschhiiichen Seite ausfallen, soweit man h 
zu auch die Tarifaufnahme und Werbung zählt. Immerhin. s 
auch hier die Vorteile nicht zu übersehen. : 2 


12), Vgl.G. Butze a.a. oO. : 

\3) Elektrizitätswirtschaft Bd. 58 (1959), S. 387 ß, insbes. $. 
und 389, Ziff. 1 bis 5 

14) Einer Klarstellung bedarf jedoch die Formulierung i in Zi, 4 
Empfehlungen. Wenn es heißt: „Die Besichtigung durch EVU- 
gestellte sollte deshalb in technischer Hinsicht nur ‚oberflächl 
sein“, kann die Vermutung aufkommen, die Wahrnehmung des] 
fungsrechts sollte nur oberflächlich durchgeführt werden. Eine E 
fehlung in diesem Sinne erscheint jedoch nicht angebracht. ( 
man davon aus, daß die Gefahr einer Haftung bei tatsächlicher / 
übung des Prüfungsrechts vorhanden ist, dann kann sie doch nur 
dreh: beseitigt werden, daß man dieses Recht entweder nicht aus 
oder die Kontrolle der Installationsanlage unter Beachtung : 
VDE-Vorschriften und techn. Anschlußbedingungen des EVU 
art intensiv durchführt, daß sämtliche denkbaren Mängel abges 
werden. Ein anderer Weg wäre inkonsequent. Die nur „oberfl 
liche Besichtigung“ übersieht naturgemäß mehr Fehler und 
größert die Häufigkeit der Haftungsgefahr. Da Butze diese Emp 
lung jedoch im Zusammenhang mit der Tarifaufnahme erwähnt 
anzunehmen, daß.er anläßlich der Tarifaufnahme. gewisserms 
„zufällig‘“ festgestellte Fehler ansprechen wollte. 


itätswirtschaft er 


ıe dem Gebiet der Werbung ist &s natürlich wünschens- 


aß jeder Abnehmer eine ordnungsmäßige und intakte In- 


nsanlage in seinen Räumen besitzt. Aus dem gleichen 
= war es in den Anfängen der Elektrizitätsversorgung 
ich selbstverständlich, daß die EVU sämtliche Installa- 
lagen selber herstellten. Heute denkt — von unbedeuten- 
ısnahmen abgesehen — kein EVU mehr daran, diese 
in eigener Regie herzustellen, ohne daß sich dieser Um- 
jachteilig für die EVU ausgewirkt hat. Der „Mut“, den 
U mit der Überlassung dieser Arbeiten an Dritte bewie- 
‚en, erscheint größer, als er für den in gleicher Richtung 
len nächsten Schritt erforderlich ist, die Einstellung von 
achungsfunktionen. Man sollte annehmen, daß die Elek- 
allateure heute durch ihr fachliches Können Gewähr für 
riftsmäßig erstellte Anlagen bieten?5),. 

glich der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß hier- 
auch die den Abnehmer belastenden und die Kosten der 
Heist nicht deckenden „Abnahmegebühren“ entfallen: 

ı der Praxis ist es nun üblich, daß die Prüfer zugleich die 
aterlagen anfertigen. Einige EVU sind deshalb dazu 
gangen, nicht nur die Kontrolle der Installationsanlagen 
eben, sondern sie beschaffen sich außerdem durch be- 
e Formblätter die erforderlichen Tarifunterlagen so- 
ür die Erstherstellung als auch für die Erweiterung von 
ıtionsanlagen durch die Installateure, — ein auf den 
Blick fast unmögliches Verfahren. Sicher werden die 
an EVU auch zunächst vor diesem avantgardistischen 
ren zurückschrecken. Daß dieser Weg aber, wenn er 
durchdacht und sorgfältig auf die jeweiligen EVU-Ver- 
se vorbereitet wird, möglich ist, haben diese EVU — 
‚ersichtlich mit guten Erfolgen — bewiesen. Ein Vorteil 
ch trotz mancher Bedenken auf keinen Fall wegdisku- 


die Kosteneinsparung. Bei angenommenen Personal-. 


"von 600 DM monatlich für den EVU-Prüfer ergibt sich 


1ach Größe des betreffenden EVU — bei‘ zehn Prüfern 


ıresbetrag von 72000 DM. 

t auch wenn man diesen radikalen Weg nicht beschreiten 
rürde trotz Beibehaltung der Tarifaufnahme durch das 
die Einstellung der Prüfung betriebswirtschaftlich noch 
iche Einsparungen mit sich bringen. Allgemeingültige 
| lassen sich wegen der verschiedenartigen Struktur der 
‚gungsgebiete jedoch nicht ermitteln. So wird in Haus- 
gen die Prüfung wesentlich mehr Zeit in Anspruch neh- 
Is die Herstellung der Tarifunterlagen; bei Gewerbebe- 
| dürfte es dagegen eher umgekehrt sein. Schließlich sind 
:rhältnis der Neuzugänge zwischen Haushaltungen und 
bebetrieben sowie der durchschnittliche Zeitaufwand für 
recken zu berücksichtigen. Nicht unerheblich wird das 
nis vor allem durch die bisherige Intensität der Prüfung 
ußt, wie oft beispielsweise die Installationsanlagen im 
u kontrolliert wurden (Wegezeiten!), ob die Nullung 
-her Steckdosen, alle Klemmen in den Verteilerdosen u.ä. 
sehen wurden. Die in den einzelnen EVU unterschiedlich 
ende Wirtschaftlichkeitsberechnung wird in den meisten 
einen Prozentsatz für Prüfungsmaßnahmen ergeben, der 
rom betriebswirtschaftlichen Standpunkt interessant ge- 
in wird, die Einstellung der ,, Abnahme“ zu befürworten. 
erständlichen Gründen sollte die Beeinträchtigung des 
nisses durch sachfremde Überlegungen ausgeschaltet wer- 
ine solche Möglichkeit ergibt sich, wenn der mit der Be- 
ing beauftragte. EVU- Bedienstete durch das Ergebnis 
genes Arbeitsgebiet einschränken würde. Bei einem auf- 
"geringen Prozentsatz liegt schließlich noch die Vermu- 
iner zu oberflächlichen und daher wertlosen Prüfung vor. 
lite auf jeden Fall eine Änderung vorgenommen werden. 
Beibehaltung der Tarifaufnahme durch die EVU wird 
grundsätzlich zu empfehlen ‚sein, Hierfür spricht vor 
ler Umstand, daß die Auswirkungen späterer Tarifkon- 
die dafür aufgewendeten Personalkosten erfahrungs- 
weit übertreffen. Tarifkontrollen sollten auch ganz plan- 


in bestimmten Zeitabständen, vor allem in den Gewerbe- 


ien.des Versorgungsgebiets, durchgeführt werden; sie 


gl. hierzu auch unter I1/3- 


machen sich Bea Am besten wird man in diesem Zusam- 


menhang von Tarifaufnahme (beim Neuanschluß), Tarifkon- 


trolle oder -überprüfung (bei turnusmäßigen Revisionen) und 


Tarifsachbearbeiter sprechen. Es handelt sich hierbei nicht nur 
um eine andere Wortwahl wie unter Ziff. I, sondern um die Be- _ 
zeichnung der tatsächlichen Handlung und des ihr zugrunde 


liegenden Willens. Der EVU-Bedienstete kommt nicht. zur 
technischen Überprüfung der Installationsanlagen, sondern 
zur. Aufnahme bzw. Nachprüfung der Tarifunterlagen. Statt 


der meist erhebliche Investierungsmittel hervorrufenden Auto- 


matisierung bietet sich hier eine Möglichkeit an, die wesentlich 
billigere, aber das gleiche Ziel der Könteneihspämng verfol- 
gende Rationalisierung durchzuführen. 

3. Wenn es überhaupt berechtigte Einwendungen gegen den 


dann vom technischen Standpunkt aus. Etwaige nachteilige 


Auswirkungen fehlerhaft angelegter Installationsanlagen auf . Er 


das EVU-Netz sollen vermieden werden. Daher wäre zunächst 
festzustellen, in welchem Umfang und mit welcher Häufigkeit 


diese Folgen eintreten können. Diesen möglichen Nachteilen _ 


sind die bereits behandelten Vorteile gegenüberzustellen. In 
letzter Konsequenz müßte daher entschieden werden, ob die 


möglichen negativen technischen Auswirkungen so groß sind, 


daß: man zu ihrer Vermeidung die Gefahr einer zivilrechtlichen 
Haftung und strafrechtlichen Verantwortlichkeit wagen und 
jährliche Unkosten in beträchtlicher Höhe in Kauf nehmen 
sollte. Oder anders ausgedrückt: rechtfertigen ‚die Vorteile das 
Wagnis zivilrechtlicher Haftung und strafrechtlicher See 
wortlichkeit sowie die Aufwendungerheblicher Personalkosten? 

Zur Begründung der Notwendigkeit, Installationsanlagen 
nachzuprüfen, wird größtenteils die Häufigkeit beanstandeter 
Mängel angeführt. Sollen aber Sinn und Zweck der ‚Abnahme‘ 


durch das EVU vorwiegend in der Vermeidung nachteiliger ' 
Auswirkungen auf das EVU-Netz liegen, kann nicht die An- 


ST 


' Fortfall von Installationsprüfungen durch die EVU gebenkann, Wr 


zahl der Beanstandungen entscheidend sein, sondern nur die 


Schwere der Fehler, nämlich solcher, die das EV U-Netz beein- 22 : 
trächtigen können. Es fragt sich auch, ob die etwa festgestellte 


Nachlässigkeit des einen oder anderen Installateurs — eine Er- 
scheinung, die in jeder Berufsgruppe vorkommt; EVU-Mon- 
teure sind hiervon nicht ausgenommen — nicht gerade die Folge 


der Kenntnis von der standiseh Nachprüfung durch das EVU- = = 


ist. Möglicherweise helfen hier wenige, aber wirklich intensiv 


und genau durchgeführte Stichproben. Damit bietet sich gleich- 


zeitig ein Weg zum stufenweisen Abbau der Überwachungs- 
funktionen des EVU.an: über wenige aber gewissenhaft dutch- us 
geführte Stichproben die völlige Beseitigung der Kontrollean-., 


zustreben. Das Recht zur Vornahme der Prüfung wird EN 


die Einschränkung der tatsächlichen Ausübung nicht berührt _ 


und kann — falls es notwendig sein sollte — ohne weiteres 
wieder verstärkt aufgenommen werden. 
Abschließend sei noch vermerkt, daß sich durch den Förtfall 


der EVU-Prüfung die Rechtsbeziehungen zwischen demInstalla- _ 
teur und dem Abnehmer nicht ändern. Der Installateur ist nach 


wie vor im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen für die 


ordnungsmäßige Ausführung der von ihm hergestellten An 


lage verantwortlich. Er haftet notfalls für Schäden, die dutch 
seine mangelhaften Arbeiten entstehen?®), 

Für die Prüfung der elektrischen Anlagen auf dem SE 
würde, wie bisher, die Arbeisgemeimschakt zur Überwachung 


von Installätionsanlagen (Arbeg) zuständig bleiben. Gem. $2 


der 2. DVO zum EnergG!”) sind daher in landwirtschaftlichen 


Betrieben und ländlichen Anwesen die elektrischen Energiean- - 
lagen nach Inbetriebnahme in bestimmten Zeitabständen lau- - 
fend durch einen Sachverständigen auf ihren ordnungsmäßigen ° 


Zustand zu prüfen und erforderlichenfalls innerhalb einer an- 
gemessenen Frist instand zu setzen. Die ‚Personalgleichheit 
zwischen den Arbeg-Prüfern und EVU-Bediensteten darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß in diesen Fällen nicht das EVU, 
sondern die Arbeg prüft. Die turnusmäßige Kontrolle dieser 
elektrischen Energieanlagen stellt auch keine Abnahme im Sinne 
der AVB dar. 

16) Vgl. auch G. Butze a.a.O. 

17) Vom 31. August 1937 (RGBl. 1918) i.d.F. der VO vom 17. Juli 
1942 (RGBl. 1468) 
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Die wirtschaftliche Optimierung großer Energiespeicher 


Von F. Wöhr, München 


[DK 621.311.21.00 


Das Streben nach einer rationellen Wasserkraftwirtschaft im Betrieb und im Einsatz der Wasserkr: 
werke ist im Lauf der letzten Jahre unverkennbar [1]. Die Bemühungen gehen dahin, aus dem v 
Natur gegebenen Wasserdargebot in den Wasserkraftwerken möglichst viel und möglichst hochwert 
elektrische Energie zu erzeugen. Angesichts der verhältnismäßig hohen Anlagekosten von Wasserkr: 
bauvorhaben und der sich in Westdeutschland bereits abzeichnenden Grenzen der wirtschaftlichen. 
schließungsmöglichkeit derartiger Anlagen lohnt sich jede sinnvolle Rationalisierungsmaßnahme [2] 
der vorliegenden Arbeit werden hauptsächlich Verfahren der wirtschaftlichen Optimierung bei < 
Entleerung von großen Jahresspeichern beschrieben. 


Die durch die hydrogeographischen Gegebenheiten West- 
deutschlands festgelegten Größenordnungen von Zufluß und 
Fallhöhe begrenzen die möglichen Maschinengrößen und somit 
deren kaum mehr zu überbietende Wirkungsgrade. Bei Beach- 
tung der Gesetze des wirtschaftlichsten Wasserverbrauchs und 
durch sorgfältige Betriebsüberwachung läßt sich bei großen 
und modernen Maschinenaggregaten ein auf 1 m Turbinenfall- 


höhe bezogener Wasserverbrauch von 400 bis 420 m? für jede 


an der Generatorklemme erzeugbare Kilowattstunde nicht nur 
vorübergehend erreichen. Dabei sind möglichst genaue Meß- 
verfahren, hauptsächlich der Turbinendurchflüsse, als Kontroll- 
maßnahme unerläßlich [3]. Die nahezu vollständige, d.h. was- 


.. serverlustfreie Ausnutzung des Rohdargebots ist durch einen 


großräumigen Verbundbetrieb von Wasser- und Wärmekraft- 
werken bereits weitgehend gewährleistet. 


Bei neu zu errichtenden Wasserkraftwerken sind Rationali- 


 sierungsfortschritte zunächst noch auf dem tiefbautechnischen 


Gebiet zu erwarten [4]. Bei den bestehenden Anlagen verspre- 
chen dagegen in erster Linie alle diejenigen Überlegungen 
greifbare Erfolge, die auf die wirtschaftliche Optimierung der 
Einsatzplanung hinzielen. Es ist verständlich, daß sich derartige 


Maßnahmen vorwiegend auf speicherfähige Wasserkraftwerke 
anwenden lassen, deren Erzeugungsmöglichkeit im Gegensatz 


zu den dargebotsgebundenen Laufwasserkraftwerken mehr oder 
‚weniger willkürlich modulierbar ist. 


Die Rolle der Hydrometeorologie 


In die längerfristige Einsatzplanung könnten auch die Lauf- 


 wasserkräfte vorteilhaft mit einbezogen werden, wenn man 


wenigstens die Größenordnung des jeweils verfügbaren Was- 


 serdargebots von vornherein rechtzeitig kennen würde. Bis 
jetzt läßt jedoch lediglich die Beobachtung der Dargebots- 


‚entwicklung durch möglichst weit in die Oberläufe der 
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wasserkraftwirtschaftlich genutzten Gewässer vorgeschob« 
Niederschlags- und Pegelstationen in Verbindung mit ein 
gut arbeitenden Meldesystem und unter Berücksichtigung ( 
jeweiligen Fließgeschwindigkeiten eine zwar kurzfristige, al 
immerhin ziemlich genaue Zuflußvoraussage und damit e 
zweckentsprechende Lastdisposition der Laufwasserkraftwe; 
zu [5]. Dagegen ist man über längere Zeitabschnitte, z.B. ül 
ein ganzes Wasserwirtschaftsjahr, bis heute noch auf die Ken 
nisse der statistischen Verteilung der Abflüsse angewiesen. ] 
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Abfluß A 


Bild 2. Verringerung der durchschnittlichen Abflußstreuun, 
innerhalb des 10... bis 90 v. H.-Überschreitungsbereichs du: 
Korrelation mit der Schneereserve 
(Testmonat: Mai 1946/58, Gewässer: Obere Isar) 


hieraus gewonnenen Ergebnisse sind trotz der Tatsache, < 
man es in der Regel mit Normalverteilungen zu tun hat, : 
einer zwar berechenbaren, aber für die Praxis unerwünscht 
hen Streuung behaftet. Bild 1 zeigt am Beispiel ‚„‚Lechabf 
bei Roßhaupten‘“ eine mittlere quadratische Streuung o = 
33 v.H. der Oktober-Abflüsse um ihren Zentralwert (Media 


Bisher richtete man sich bei den meisten wasserkraftw 
schaftlichen Untersuchungen nach den langjährigen (arithr 
tischen) Mittelwerten (MQ) der Abflüsse. Es kommt aber s 
auf die Problemstellung an, ob man nicht im Einzelfall e 
größere oder geringere Überschreitungswahrscheinlichkeit 
Kraftwerkszuflüsse alsnur ihre statistischen Mittelwerte zur! 
sung bestimmter Aufgaben in Betracht ziehen will. Hier 
kann es sich um die Frage des wirtschaftlichen Risikos hand: 
so daß das Wagnis manchmal eher einen Gewinn bringt als 
Beharren auf zu weit gehender Sicherheit. 


Bild 2 läßt erkennen, daß eine nicht unbeträchtliche Ver: 
gerung der Streuung der Abflüsse — 17 statt 22 v.H. — 
durch erzielt wird, daß eine der wesentlichen Einflußgröf 
welche die Streuung verursachen, zuverlässig ermittelt un« 
eine straffe Korrelation zum Abfluß gebracht wird. In alpi 
Einzugsgebieten ist die winterliche Schneeteserve in der Re 
von wesentlichem Einfluß auf den Frühsommerabfluß. Da 
sind dort während der Zeit der Schneeschmelze, z.B. im N 
geringer streuende Abflußvorhersagen möglich als in den ü 
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E... des Jahres (Bild 3 in Verbindung mit Bild 2). 
'artige längerfristige Abflußprognosen beruhen ausschließ- 


.auf mathematisch-statistischer, jedoch nicht auf meteorolo-. 


>her Grundlage. Gleichwohl sind die Ergebnisse der Hydro- 
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d3. Beispiel einer Frühsommer-Abflußvorhersage für einen 
Speicher mit alpinem Einzugsgebiet 


teorologie für die Wasserkraftwirtschaft von großer Bedeu- 
g. Zuverlässige, langfristige und sich etwa über ein ganzes 
sserwirtschaftsjahr erstreckende Niederschlags-, Teempera- 
-und Abflußvorhersagen wären daher für eine vollkommene 
sserkraftwirtschaft sehr erwünscht. 


> wirtschaftliche Optimierung von Speichern 


Jie im vorhergehenden Abschnitt angedeutete Abflußvor- 
sage während der Schnee-Ablation erleichtert die Voraus- 
echnung der Füllung von Jahresspeichern mit alpinen Ein- 
sgebieten. Da man imstande ist, die zu erwartenden Zufluß- 
namen mit verhältnismäßig geringer Streuung anzugeben, 
in die Erzeugung der meist sehr leistungsfähigen Sperren- 
ftwerke danach eingerichtet und einem wirtschaftlichen Op- 
um zugeführt werden. Über dieses Problem hat der Verfas- 
früher und an anderer Stelle mehrfach berichtet [6], [7], [8]. 
her wird hier eingehender die Frage behandelt, in welcher 
ise große Energiespeicher — in erster Linie Jahresspeicher 
während ihrer Entleerung, d.h. während der winterlichen 
stauperiode, wirtschaftlich am vorteilhaftesten zur Deckung 
Energiebedarfs eingesetzt werden sollen. 


)er-Abstauplan von Jahresspeichern wird in der Regel auf 
ınd allgemein zu treffender Annahmen über den voraussicht- 
en Energiebedarf und — soweit natürliche Speicherzuflüsse 
handen sind — unter Berücksichtigung ihrer Zuflußwahr- 
einlichkeit entworfen. Bei diesen Überlegungen können 
risse Randbedingungen, z.B. eine Mindestspeicherreserve 
das Sperrenkraftwerk zum Zweck der Leistungsregelung 
Netz, eine Rolle spielen. Auch wird man bestrebt sein, Spei- 
t mit einem ungünstigen, d.h. verhältnismäßig großen Ver- 
nis zwischen der höchstzulässigen Spiegelschwankung und 
baufallhöhe im Interesse des Leistungsvermögens des zu- 
örigen Sperrenkraftwerks so lange wie möglich auf hohem 
ı zu halten. 


ofern es sich nicht vorwiegend um ausgesprochene Nieder- 
seraufbesserungsmaßnahmen für Unterlieger [9] handelt, 
tet sich die Einsatzplanung der Speicherkraftwerke in 
er Linie nach der Vorausschätzung des Energiebedarfs und 
zt sich außerdem auf die jeweils für zulässig erachteten 
ırscheinlichkeitsannahmen über das Auftreten des zur Be- 
a insgesamt heranzuziehenden Laufwasserdarge- 

. Die so im voraus getroffenen Annahmen sind während 
A bstaupsridde entsprechend der sich tatsächlich einstellen- 
Energie- und Abflußlage nachkorrigierbar. Jedoch kann 


man immer erst am Ende der Abstauperiode rückblickend das + 
wahre wirtschaftliche Optimum einer abgelaufenen Speicher- 
bewirtschaftungsperiode genau ermitteln. 


Aus den im Vorhergehenden angedeuteten energiewirt- 
schaftlichen und hydrometeorologischen Gründen ist es erklär- 
lich, daß der bisherige Durtchschnittsverlauf der Abstaukurven 
einiger im nördlichen Voralpengelände gelegener Jahresspei- 
cher eine gewisse Zurückhaltung des Speichervorrats während 
der ersten Monate ihrer winterlichen — etwa im Oktober be- 
ginnenden — Abstauperiode erkennen läßt, woraufin der Regel 
eine stärkere — etwa ab Januar einsetzende — Speicherent- - AN 
nahme folgte. Diese Betriebsweise der Jahresspeicher schloß nr 
einen lastgerechten Einsatz der zugehörigen Sperrenkraftwerke 
keineswegs aus, jedoch traten Überlegungen, die den jeweiligen 
Wert der Speicherenergie berücksichtigen, offenbar mehr in 
den Hintergrund. 


Es ist verständlich, daß Wasserspeicher, namentlich unter 
Berücksichtigung der meist bedeutenden Ausbauleistung dr 
zugehörigen Sperrenkraftwerke, vorwiegend zur Deckung der ö 
Lastspitzen und wegen ihrer schnellen Einsatzbereitschaft ls 
momentane Leistungsreserve herangezogen wurden. Dabei darf 3 
aber nicht übersehen werden, daß es wirtschaftlicher seinkann, 
die Energiekapazität, d.h. den Kilowattstundeninhalt der ah- 
resspeicher, zu einem Zeitpunkt weitgehend auszuschöpfen, ae: 
dem hydraulisch gespeicherte Starklasienetäle einen sohohen 
Wert hat, daß damit vergleichsweise teuerer Strom aus Dampf-. al 
Kraftwerken aus dem Verbundnetz verdrängt werden kann. 


Man spricht in diesem Fall von einem wertgerechten Einsatz a 
des Speichers. Eine derartige Maßnahme scheint zwar die Ge- & = % 
fahr einer vorzeitigen Entleerung des Speichers in sich zuber- 
gen. Die nachfolgenden Überlegungen werden jedoch zeigen, 73 


daß das Wagnis einer zu frühen Erschöpfung des Speichers ge- 
ring ist, ja unter Umständen gar nicht besteht, wenn aus einem 
leistungsmäßig vergleichbaren thermischen Ersatzkraftwerk 
— etwa aus einem Braunkohledampfkraftwerk — gegen das _ 
Ende der Abstauperiode dem Verbundnetz genügend freie 
Leistung zur Verfügung steht. Diese Schlußfolgerung erscheint, 
qualitativ betrachtet, selbstverständlich; doch dürfte hier der 
rechnerische Nachweis über quantitativ mögliche Ergebnisse 
nicht uninteressant sein. E 


Der rechnerischen Lösung der vorliegenden Optimierungs- 
aufgabe liegt folgender Gedanke zugrunde: 


Der ab Sperrenkraftwerkt) nach Kilowattstunden zu bemes- 3 
sende Energieinhalt eines Jahresspeichers wird mit den Zu- 
wachskosten der billigsten Ersatzenergie bewertet, die dm 
Verbundnetz in der Regel aus einem Dampfkraftwerk als freie 
Leistung zur Verfügung steht. Unter Zuwachskosten sind in 
erster Linie die Brennstoffkosten des Ersatzdampfkraftwerks 


zu verstehen. Die Speicherarbeit wird unter Berücksichtigung 
etwaiger Randbedingungen derart in die Energievorausplanung R | 
eingesetzt, daß wertvollere Energie — stufenweise von dt 


teuersten an abwärts gerechnet — verdrängt werden kann. Die 
Randbedingungen können verschiedener Art sein; z,B. eine 
Mindestspeicherreserve zur Leistungsregelung im Verbund- 
netz, wie bereits erwähnt wurde, ferner ein unerwünschter Li- En 
stungsabfall des Sperrenkraftwerks dutch zu starke und zu 5: 
lange dauernde Speicherseeabsenkung; auch hierauf wurde be- 

reits hingewiesen. Als weitere Engpässe können Einschränkun- : 
gen der Regelfähigkeit der Turbinen des Spertenkraftwerksbei 
zu tiefem Seestand und länger dauernde Maschinen- oder Kes- 
selausfälle in Dampfkraftwerken auftreten. 


Die Verdrängung teuerer Energie durch Speicherarbeit, de- 
ren Wert den geringsten Zuwachskosten des Vergleichsdampf- 
kraftwerks entsprechen soll und die daher an der untersten 
Grenze der „Preistafel“ liegt, kann je nach Lastlage und Hy- 
draulizität bereits am Anfang oder in der ersten Hälfte der win- 
terlichen Abstauperiode erfolgen und den Speicher weitaus 
stärker in Anspruch nehmen, als man dies vielfach bisher prak- 
tizierte. Der Frühabstau kann jedoch einen wirtschaftlichen 
Gewinn bringen, der sich aus dem Kostenunterschied zwischen. 


1) Von der „Fernwirkung“ des Speichers auf nachgeschaltete Un- 
terliegerkraftwerke wird hier abgesehen 
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Zahlentafel 1. Beispiel einer Bewertungsskala für Ersatzenergie (Ey) und für Energie Ay), von der angenommen wird, da 
sie in einem Winterhalbjahr (Oktober bis einschl. März) durch Speicherarbeit verdrängt werden kann 


bei Qso (normale Hydraulizität) bei Q90 (unternormale Hydraulizität) N, ; 

1 92 3 | 4 | 1 | 3 | WA 
RESET. Verdrängbare Energie (Ax ) Wert Verdrängbare Energie (Ax ) Wert. 4 
- „Monat bzw. Ersatzenergie (E,) Zeichen (Zuwachskosten) bzw. Ersatzenergie (Ey) (Zuwachskosten) 
aus Pf/kWh | Zeichen aus . P£f/kWh | Zeichen 
\ 8 — Ax —_ — { — Ax Fr Fer 
a : XI dem Steinkohlen- dem Steinkohlen- Bi . 
ERS ‚Dampfkraftwerk A AXI 4,0 Wi Dampfkraftwerk B Axı 4,5| W2 
ES "XII & Ye B Axıı 4,5 Wa 5 = (@ Axıı 5,0 W3 | 
Far ren 107; es H B Aı 4,5 Wan 316 4 B Aı 4,5 Wa 
Er u € A Aıı 4,0 Wı 2 $ A Ay 4,0 Wr. 
III | einem Braunkohlen- einem Braunkohlen- 
Dampfkraftwerk Z Ev 55 Wo Dampfkraftwerk Z Eo 3,5 Wo. 
3 (= Speicher-Ersatzenergie) (= Speicher-Ersatzenergie) Bey: 


f 
ar 


der verdrängten teueren und der verdrängenden billigen Spei- 


= cherenergie ergibt. Dieser Köstenunterschied soll daher den 
0. größtmöglichen Betrag erreichen. 


Sofern nicht Zwischenfüllungen ‘des Speichers durch bis jetzt 
‚nichtvorausberechenbare Winterniederschlägeerfolgen,kann der 
Speicher mit der zeitlich fortschreitenden Abstauperiode, mög- 


"" licherweise schon ab Januar, weitgehend entleert sein. Der Er- 


satz der verbrauchten Speicherarbeit erfolgt von diesem Zeit- 


“ punkt ab durch das Dampfkraftwerk, mit dessen Zuwachsko- 


sten — in erster Linie Kohlenkosten — die Speicherarbeit be- 
wertet wurde. Wenn das Komplementärkraftwerk zum Zeit- 
punkt der Erschöpfung des Speichers die erforderliche 
- Leistung liefern kann, ist das Risiko der hier vorgeschlage- 
nen Maßnahme praktisch gleich Null, weil zwar der Arbeitsin- 


0 halt des Speichers vorzeitig verbraucht ist, die Spitzenleistung 


des Sperrenkraftwerks iedoch nach wie vor — ähnlich wie beim 


© Schwellbetrieb — mit entsprechend gekürzter Verfügbarkeits- 


i dauer einsatzbereit ist. Hingegen kann ein versäumter: 'Früh- 
 abstau dazu führen, daß a zu spät eingesetzte Speicher- 


a7 inhalt nieht. nur an Wekt verliert, sondern daß darüber hinaus 
auch die Ausnutzungsdauer und damit die Wirtschaftlichkeit 


des Ersatzdampfkraftwerks sinkt, 
"Es können Winterhalbjahre auftreten, in denen die Lastlage 


FR E _ oder eine überdurchschnittliche Hydraulizitäti im hydrothermi- 


schen Verbundnetz die vorstehend angedeutete Speicher-Opti- 
mierung nicht oder nur in geringem Maß ermöglichen. 
- Zur Errechnung des jeweils erzielbaren größten Gewinns 
kann die Optimierungsbedingung, z. B. für den Zeitabschnitt 
. eines Winterhalbjahres (sechs Monate), in einer allgemein gül- 
tigen Fassung bzw. in einer allgemein gültigen Glöichung etwa 


„wie folgt ausgedrückt werden: 


f 


„Wenn. die mit den Zuwachskosten Wy (Pf/kWh) für ve 
gleichbare billigste (Dampf-)Ersatzenergie Ey (kWh/Monat) 2 
bewertende Speicherarbeit eine Arbeit A, (kWh/Monat) vo 
höherem Wert W, (Pf/kWh) verdrängen und danach anstel 
der verdrängenden Speicherenergie die gleiche Menge Ersat 
energie Eo mit dem Wert Wo herahbögen werden Kann, dar 
muß bei wirtschaftlich günstigem Einsatz des Speichers g 
Differenz 


ZA, W, — 2 Ey: Wo einen ieh in DM <& e 


geben. 
Da Az = 2E; Ist, 
. muß auch & A, . (W, — Wo) ein Maximum sein.“ 


Die den Zeichen A und E beigeschtiebenen Indizes x db 
entsprechen jeweils der Erzeugungsmöglichkeit aus Speiche 
wasser in einem Monat und können daher bei sechs Winterm 
naten den Zahlenwert 1 bis 6 annehmen. Die Werte W, ur 
Wo werden für jeden Wintermonat als bekannt vorausgesetz 
die monatlichen Austauschenergien A, werden der Bedarf 
deckungsvoraussage entnommen. 

Zahlentafel1 zeigt in einem angenommenen Zahlenbe 
spiel eine Bewertungsskala (,‚Preistafel‘‘) für Ersatzenergie (E 
und für Energie (A,), von der unterstellt wird, daß sie in eine 


' Winterhalbjahr durch Speicherarbeit verdrängbar ist: Die B 


wertungsskala wurde sowohl für den Fallnormaler als auch sta 
A Wasserführung ermittelt, d. h. für eine Wasse 
führung mit 50 bzw. 90 v.H. Überschreitungswährschäinlie 
keit (Qso bzw. Qoo). Zahlentafel 2 zeigt, ebehtziis als ang 
nommenes Zahlenbeispiel, das Schema as möglichen Ei 
satzplanung des Speichers in einem Winterhalbjahr bei Q5 
und Q90 - Zuflußlage, wobei die in Zahlentafel 1 angenor 
mene Bewertung unterstellt wird.. \ En 


Zahlentafel 2. EA einer Falicheh Einsatzplanung eines Jahresspeichers für ein Winterhalbjahr und hieraus Se 


größter Gewinn 


November Dezember 


Axı- (Wı—Wo) |+Axıı: (Wa—Wo)| + Ar (Wa—Wo)| -+ Aut» (Wı—Wo)| —Eo » (Wo—Wo) 


; bei Qso 


Februar März Winterhalbjahr 


Su Ax (Wx — Wo) 
> in Zahlen: 2 6:(40-3,5) | + 8.(4,5-3,5) | + 12-(4,5-3,5)| + 10-(4,0-3,5)| —4.@,53,5): | = 280.000 DM 


Oktober | November | Dezember 


ei AR Zahlen: 


0 + 7:(4,523,5) 


bei Q90 


Axı- (W2—Wo) as. (wi_wo) + Ar (Wa—Wo)|+ Arı - (Wı—Wo)|— Eo - (Wo—Wo) 


+15. (5,0%3,5)| + 10: (4,5-3,5) 


(= Maximum). 


Februar Winterhalbjahr. 


— As (Wa Wo) 


— 420 000 DM 
(= Maximum) 


+ 5.(4,0—3,5) | 3 :(3,5+-3,5) 


{ “3 Eu ie a 
ektrizitätswirtschaft = r 


« 


Die, Zeichen für ir durch die ee verdrängbaren 


rbeiten. A,=Ax..m (kWh/Wintermonat) 
id.deren Werte W,="W3...W, (Pf/k Wh) S 

wie die Zeichen für die Ersatzenergie E9 (kWh) 

ıd deren Wert Wo (Pf/kWh) 

ıd der bereits erwähnten Optimierungsgleichung 
umsbedingung‘ ‘) entnommen. 


Das Planungsschema nach Zahlentafel 2 führt zu dem Ergeb- 
s, daß ein im Sinn der vorstehend erläuterten wirtschaftlichen 
Ptimierungsbedingungen vorgenommener und wertgerechter 
nsatz eines Jahresspeichers je nach Zuflußlage zwischen Qso 
ıd Qo0o mit fallender Hydraulizität steigende Gewinnchancen 
»n einigen hunderttausend DM im Lauf einer Abstauperiode 
warten läßt, vorausgesetzt, daß 


(„Maxi- 


‚die Bewertung der verdrängbaren als auch der verdrängen- 
den cher lais zutrifft, daß 

der in der Vorausplanung angenommene Energiebedarf tat- 
sächlich auftritt, und daß 

der Gewinn nicht durch die vom Sperrenkraftwerk verur- 
sachten Netzverluste aufgehoben wird. 


Aus den in den Zahlentafeln 1 und 2 getroffenen Beneitnget 
ıd Planungsannahmen lassen sich Eh in Bild 4 als Beispiel 
rgestellten Grenzabstaukurven eines voralpinen Jahresspei- 
iers ableiten. Diese Abstaukurven begrenzen den Bereich 
vischen 50 und 90. v.H.. Überschreitungswahrscheinlichkeit 
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ld 4. Aus "Angaben der Zahlentafeln 1 und 2 abgeleitete 
renzabstaukurven eines voralpinen Jahresspeichers bei not- 
maler (Qs0) und stark unternormaler (Qop) Wasserführung 


r allgemeinen Hydraulizität aller zur Versorgung herangezo- 
nen Wasserkraftanlagen und insbesondere der Hydraulizität 


ı Einzugsgebiet des betrachteten Jahresspeichers. Die Ab- 


ukurven weichen nicht unerheblich von ihrem’ bisherigen 
ıgjährigen, durchschnittlichen Verlauf ab. - 

Wenn die vorstehend unter a) und b) genannten Vorausset- 
ngen der Bedarfsdeckungsplanung zutreffen, wird sich. bei 
ittlerer bis schlechter Wasserführung der Abstauverlauf des 
eichers innerhalb der errechneten Grenzen abspielen. Unab- 
ngig davon gelten die eingangs erläuterten Grundsätze für 
ien wertgerechten Einsatz des Speichers jedoch in jedem Fall. 


. 


Zusammenfassung* 


Der Übergang zu Rationalisierungsmaßnahmen tritt ein, sO- 
bald nicht mehr ‚‚aus dem Voollen“ geschöpft werden kann. Die 
europäische Wasserkraftwirtschaft befindet sich, zumindest in 


einigen Ländern, bereits an dieser Wende. Die nahezu vollstän- 


dige Ausnutzung des Rohdargebots gewährleistet der großräu-, 
mige Verbundbetrieb, Ins Gewicht fallende Steigerungen der _ 
FR east durch Wirkungsgradverbesserungen an Ge- 
neratoren und Turbinen sind kaum mehr zu erwarten, Sofern 
man noch mögliche Rationalisierungsmaßnahmen auf demttief- 
bautechnischen Gebiet und die wichtige Frage der Finanzie- 


tung des Wasserkraftausbaus ausklammert, sind noch greifbare - 
wirtschaftliche Erfolge nur noch durch eine rationelle Wassef- 
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kraftwirtschaft, die eine sorgfältige Betriebsüberwachung und 


ein hochentwickeltes Meßwesen mit einschließt, zu erwarten. 
Zu diesem Zweck sind vertiefte Studien auf den mit der Wasser- . 
kraftwirtschaft eng verbundenen Grenzgebieten des Wasser- 


x 


meßwesens, der Hydrometeorologie, der mathematisch-stati- 


forschung erforderlich. Die Ergebnisse derartigen Untersu- 


chungen te Überebene.d: diesich Aufden wirtschaft- 
lich günstigsten Einsatz der Wasserkraftwerke beziehen. 


Über einige Erfolge, die z.B. bei der Anwendung der Korre-" 


lationsrechnung auf die aus Schneeschmelzwasser zu füllenden 


alpinen Jahresspeicher erzielt wurden, wurde wiederholt be- 


richtet. In der vorliegenden Untersuchung wurden gewinnver- 
sprechende Var der wirtschaftlichen Obämieraas bei der. 


Entleerung von großen Jahresspeichern beschrieben. Die hier 
nur zum Teil angedeuteten Arbeitsverfahren einer modernen. 
Wasserkraftwirtschaft lassen jedoch Anwendungen auf alle Ar-. 3 


ten von Wasserkraftwerken zu und voraussichtlich noch wei- = 
tere Fortschritte erhoffen. 
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Das 50-Hz-Netz als Übertragungsweg für Tonfrequenz- 


Rundsteuersignale 


Von H.Knop, Frankfurt am Main 


DK 621.396.44:621.3.052 


Bei der „Rundsteuerung‘‘ wird zur Übertragung tonfrequenter Steuerimpulse das 50-Hz-Energiever 
sorgungsnetz benutzt, dessen Übertragungseigenschaften für überlagerte Tf-Spannungen mit Schaltzu 


RR stand und Belastung veränderlich sind. Der Verfasser untersucht zunächst den Einfluß der Frequenz un 
Run der Netzparameter auf die Ausbreitung tonfrequenter Steuerspannungen in Starkstromnetzen. Al 


Schlußfolgerung wird die Verwendung einer möglichst tiefen Steuerfrequenz im Bereich von 175 bi 
250 Hz und eines sehr frequenzselektiven Systems empfohlen, das die Verwendung mehrerer Frequenze 


ER in diesem Bereich zur unabhängigen Steuerung benachbarter Rundsteueranlagen zuläßt. Anlaß zur Veı 


1. Netzseitige Anforderungen an Tonfrequenz-Rund- 
steueranlagen 


Bei der Tonfrequenz-Rundsteuerung (TR), das heißt der 
. zentralen Fernsteuerung bestimmter Verbrauchergruppen (z.B. 
"Straßenbeleuchtung) in einem ausgedehnten Energievertei- 
lungsnetz, sind bekanntlich keine besonderen Steuerleitungen 
erforderlich, sondern es wird das Starkstromnetz selbst benutzt 
durch Überlagerung von Signalströmen, die eine höhere Fre- 
quenz haben als die Netzbetriebsfrequenz [1]. Eine Tonfre- 
quenz-Rundsteueranlage (TRA) besteht aus einem Tonfre- 
quenz-Sender mit Kommandogerät und Ankopplungseinrich- 
tung sowie den im Niederspannungsnetz angeschlossenen Emp- 
 fangsgeräten. Über die Ankopplung wird die Tf-Energie in das 
 Starkstromnetz eingespeist. Die Technik dieser Geräte soll im 

folgenden nicht besprochen werden. Es wird allein die Frage 
der zweckmäßigsten Anpassung einer TRA an das zur Über- 
tragung der Steuersignale dienende Starkstromnetz unter Be- 
rücksichtigung seiner charakteristischen Eigenschaften und Be- 
triebsweise untersucht; denn im Gegensatz zur Telefonie und 
' Fernsteuerung über Draht, bei denen die verwendeten Leitun- 
gen ausschließlich dem Zweck der Signalübertragung dienen, 
. istdas Starkstromnetz für eine optimale Übertragung der 50-Hz- 
Energie bemessen. Das von der TRA mitbenutzte Energiever- 
teilungsnetz muß daher vom Standpunkt der Übertragungs- 
‚technik als ein Übertragungssystem betrachtet werden, dessen 
Kenngrößen mit der Belastung und dem Schaltzustand ver- 
änderlich sind. 

Von der Netzseite wird die Forderung gestellt, daß die TRA 
keinesfalls die Schaltfreiheit des Netzbetriebes einschränken 
darf. Das bedeutet, daß die TR sich den starkstrommäßig ge- 
 gebenen und erforderlichen Netzverhältnissen weitestgehend 
unterzuordnen und anzupassen hat. Da jedoch jedes Stark- 
stromnetz nach festen technischen Gesetzmäßigkeiten aufge- 
baut ist, läßt sich eine allgemeingültige Beziehung für die gün- 
stigste Anpassung einer TRA auch dann finden, wenn die ver- 


ER schiedenen Netzparameter (Netzgröße in Abhängigkeit von der 
"Netzspannung, Netzstruktur, Netzbelastung und Störpegel) 
© und die allgemeinen Entwicklungstendenzen im Betrieb der 


 Energieverteilungsnetze berücksichtigt werden müssen. 


Be Bezüglich der Netzstruktur geht mit wachsender Belastungs- 
dichte die Entwicklung in den für die Ankopplung der TRA im 
0 wesentlichen in Frage kommenden Mittelspannungsebenen aus 
| betrieblichen und wirtschaftlichen Gründen in Richtung des in 
2... sich vermaschten Inselnetzes. Diese Entwicklung ist für die 
_ TR-Technik günstig. Der andauernde Zuwachs an elektrischem 
Energieverbrauch bedingt andererseits eine ständige Erweite- 
_ rung der elektrischen Energieerzeugungs- und Verteilungsan- 
lagen. Durch Wahl einer höheren Spannung in den Übertra- 
gungs-und Verteilungsnetzen, Verwendung von Kondensatoren 
zut Verbesserung des Leistungsfaktors und dutch Eingriffe des 
Lastverteilers mittels Rundsteuerung in die Netzbelastung zur 
Spitzenlastsenkung sind die EVU bemüht, diese wachsende 
Belastung zu beherrschen und die Wirtschaftlichkeit des Netz- 


wendung tiefer Frequenzen sind insbesondere Phasenschieberkondensatoren, die bei tiefen Frequenze 
nicht gesperrt zu werden brauchen. Abschließend wird auf die Steuerung vermaschter Mittelspannung: 
netze mit tiefen Steuerfrequenzen eingegangen. 


betriebes zu verbessern. Der Einbau von Phasenschieberkor 
densatoren bei Abnehmern wird durch tarifliche Maßnahme 
gefördert. Die wachsende Anzahl von netzparallelen Konder 
satoren erschwert bekanntlich die Ausbreitung der Tf-Spar 
nungen um so mehr, je höher die Frequenz gewählt wird. Di 
kapazitive Netzlast steht jedoch aus betrieblichen Gründe 
immer in einem bestimmten Verhältnis zur induktiven Netzla: 
bzw. zur Nennleistung des speisenden Transformators, so da 
ihre max. Größe 50-Hz-seitig festgelegt ist. Diese Bedingun 
ist der Untersuchung der Frage nach der günstigsten Steuerfr 
quenz zugrunde zu legen. 


2. Wahl der Steuerfrequenz 


Für die Wahl der Steuerfrequenz besteht ein gewisser Spie 
raum zwischen einer unteren und einer oberen Grenze. Da d: 
Starkstromnetz für 50 Hz gebaut ist und hierfür die beste 
Übertragungseigenschaften hat, liegt der Gedanke nahe, ein 
möglichst tiefe Steuerfrequenz zu verwenden. Eine obe: 
Grenze in der Frequenzwahl ist durch die mit steigender Fr. 
quenz anwachsenden Übertragungsverluste und die bei höhere 
Frequenzen leichter gegebene Möglichkeit der Ausbildung vo 
Resonanzerscheinungen und starken Spannungsakfällen durc 
kapazitive Belastungen gegeben. In dem noch verbleibende 
Spielraum wählbarer Frequenzen sind die mit besonders au. 
geprägten 50-Hz-Oberwellen zusammenfallenden Frequenze 
zu vermeiden [2]. Daher wurden bisher nur Steuerfrequenze 
von 175 Hz bis 2000 Hz verwendet und dabei in den letzte 
Jahren von allen Herstellerfirmen die tiefen Steuerfrequenze 
bevorzugt. 


Die Wahl der Steuerfrequenz ist das Primäre bei der Projel 
tierung einer TRA. Aus der sich für diese Steuerfrequenz e 
gebenden Netzimpedanz im Einspeisepunkt und der am z 
steuernden Netz erforderlichen 'Tf-Spannung ergibt sich dan 
die notwendige Sendeleistung, die in der Größenordnung vo 
td. 0,1 bis 0,2 v.H. der 50-Hz-Netzlast des gesteuerten Netz: 


liegt. 


3. Einfluß der Netzparameter auf die Ausbreitung tor 
frequenter Steuerspannungen 


In der 'TR-Technik hat der Wirkungsgrad der Übertragun 
eine untergeordnete Bedeutung. Selbstverständlich wird eir 
möglichst geringe Sendeleistung angestrebt. Wichtiger jedoc 
ist die größtmögliche Sicherheit in der Übertragung bei alle 
Betriebszuständen des Netzes, d.h., unabhängig vom Schal 
und Belastungszustand muß die Tf-Spannung im gesteuerte 
Netz größer sein als die Ansprechspannung der Empfänger, d 
in der Größenordnung von 0,7 bis 1,5 v. H. der Netzspannur 
liegt. i 


3.1 Wahl der Tf-Einspeiseebene 


Als Einspeiseebene für die Tf-Energie kommen die Niede 
spannungsebene (220/380 V) und die Mittelspannungseber 
(5 bis 60 kV) in Frage. Die Wahl der Einspeiseebene wii 


t 
rennen. 
hi die Nerseruklur und die Steuerfrequenz. Gohmmt; Bei _ 
Beren Netzen wird im allgemeinen die Mittelspannungs- 
1e gewählt. Die Tf-Ströme werden dem Mittelspannungs- 
‚als Drehstrom überlagert, damit sie von den Transforma- 
n möglichst symmetrisch in das Niederspannungsnetz über- 
en werden, wo die Empfangsrelais angeschlossen sind. Die 
3elastung wird. vorwiegend durch die Impedanz der an das 
z angeschlossenen 50-Hz-Verbraucher bestimmt. Je nach 
Be und Art der Belastung und betriebsbedingten Schaltzu- 
den (Zu--bzw. Abschaltung von Leitungen, Transforma- 
n, Generatoren und Kondensatoren) treten im Netz zum 
| erhebliche Tf-Spannungsabfälle oder auch Spannungser- 
ungen auf, die im allgemeinen um so größer sind, je höher 
Steuerfrequenz ist. Im einzelnen sind zwei Vorgänge zu 
erscheiden: die Ausbreitung der Tf-Signale auf Mittelspan- 
Ssleitungen und ihre Übertragung über die Transforma- 
n sowie ihre Ausbreitung im Niederspannungsnetz.. 


Ausbreitung der Tf-Spannung in Mittelspan- 
Igsnetzen 


littelspannungsleitungen verhalten sich gegenüber Tf-Span- 
igen wie Leitungen mit gleichmäßig verteilten Induktivi- 
n und Kapazitäten. Die Leitungskapazität darf insbesondere 
Kabeln nicht vernachlässigt werden. Soll das Auftreten 
iender Wellen auf Mittelspannungsleitungen mit ihren nach- 
sen Rückwirkungen auf einen stabilen Betrieb. der TRA 
mieden werden, so ergibt sich in Abhängigkeit von der Aus- 
nung des zu Steernden Netzes eine Beehnkuke det 
ılbaren Steuerfrequenz nach oben. - 


jetrachten wir zunächst eine Stichleitung mit zusammenge- 


ter Belastung am Leitungsende (Bild 1). Kopeend 
ı bekannten, Fr die- Ausbreitung von Wechselströmen auf 


LEE 


R, G, L,.C kilometrische 
Leitungsdaten 

L Leitungslänge 

35 Belastungsimpedanz 


d 1. Einphasiges Ersatzschema einer Drehstromleitung mit 
- konzentrierter Belastung am Leitungsende 


Br 
strisch langen Leitungen gültigen Beziehungen ergeben sich 
innung und Strom im Abstand x vom Leitungsanfang zu 


U; U, Eoiy I-x) + %93 Sin y (x) Gl. (la), 
Se Ur x. 
Ep El ylER + 3 Sin y (x) Gl. (1b). 
a Nr ee: 
"ührt man in Gl. (1) die Belastungsimpedanz 35 = ee 
2 ; J2 
werden Spannung und Strom am Anfang der Leitung (x—=0): 
= alle = Eojyl-+ = Sinyl i5R (2a), 
32 
Bein: 
ae 5% Cojyl + Einyl ..Gl. (2b). 


\us Gl. (2) aber sich die Eingangsimpedanz 3, und das 


innungsverhältnis 112 der Leitung zu: 


1 
3 
® — Zeoyl 
Berne 1 
Er Eojyl + — et 
| ee: 
2 EFBERIE re 2... GL.@), Gl: (4). 


- Inakiye 


Bei der geringen Dämpfung der Mittelspannungsleitungen - 
(Br ‘0) kann man in dem für die TR-Technik in Frage kom- 
menden Frequenzbereich mit der „Voraussetzung R < oL, > 
G<wC rechnen undfolgende V ereinfachungen fürdieLeitungs- i 
konstanten einführen: ; 


\Wellenwiderstand 3 


were 
G + jo C C 2 NR 


Übertragungskonstante y — R +joL)(G + 75 = 


=ßB+jawja Gl: [0% 
——— Zr Pe a “a = 
Phasenkonstante aw wyLC,a= 7 SE no. Eur 
ER E, 
‚ wobei A die. Wellenlänge der Frequenz f = @/2r bezeichnet.  °, .s° 
Für Gl. (3) und (4) ergeben sich unter dieser V oraussetzung- Se ER 
Vereinfachungen Eee 
3 : 
error 
Se Be 2 5 
mn > u 
rer 
92 


; CH ®, er 


Für den Fall der leerlaufenden Stichleitung (32 = Rs Wird 
die Eingangsimpedanz nach Gl. (8) = 


== 19 c0tgalt 


Ist die Leitungslänge | = 4/4 oder ein ungeradzahliges V ide > 2 
faches davon, so el nach Gl. (T)al=n/2. Dacotgr]2 = Oist, 
ergibt sich für ß & 0 9 = 0 für 1 = 2/4;32/4 ... d.h., hat die 
offene oder am Endeschwach belastete Leitung eine Länge von 
)/4, so stellt sie für den speisenden 'Tf-Generator unter Um- ° 
ständen einen direkten Kurzschluß, mindestens aber eine hohe 
Belastung dar. Das Spannungsverhältnis Ur/U; einer A/4- Leitung —en 
ist nach Gl. (9) gegeben durch Rs 


Gl (11). 
Im Leerlauf oder bei Schwachlast ist also längs einer 1/4-Lei-- 
tung eine hohe Überspannung zu erwarten, während bei starker 
Belastung die Tf-Spannung am Leitungsende stark absinkt. Die‘ 
Abschlußimpedanz der Mittelspannungsleitungen ist für die - 
Steuerfrequenz meistens induktiv oder kapazitiv und nur selten! + 
reell. In Abhängigkeit von dem Phasenwinkel der Belastungs- 
impedanz für die Steuerfrequenz verschiebt sich die kritische 
Leitungslänge von A/4 nach 4/8 für kapazitive und nach3 4/8 für 
Belastung. \ 


Um einen Stabile TR-Betrieb gewährleisten zu können, darf 
daher das gesteuerte Netz einschließlich aller möglichen Stich- - & 
leitungen keine größeren Leitungslängen als 0,6 A/4. der verwen- 
deten Steuerfrequenz aufweisen. Da die Ausbreitungsgeschwin- 
digkeit bei Mittelspannungsfreileitungen üblicher Bauart VE 
2,91.105km/s und bei Mittelspannungskabeln vg = 1,33- 105: 


km/s beträgt, ist die größtzulässige Leitungslänge in dem. e5 
- gesteuerten Netz in Abhänsiekeit von der Freanepz 
ee ae ger ee SC 
4 4 £y LE \ Fe 


wobei zwischen der Ausbreitungsgeschwindigkeit v und der 
Frequenz f die bekannte Beziehung v = A - f besteht. Rn 
Wenn man die Verwendung spezieller Impedanz-Anpas- 
sungskreise vermeiden will, die nur bei Tonfrequenz wirken, 
mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand jedoch nur für höhere 
Frequenzen hergestellt werden können, ist dutch Gl. (12) die 


max. Größe eines auszusteuernden Netzes festgelegt. Die Reich- .; 


nr 


weite einer TRA wird also in erster Linie nicht durch die Dämp- 
fung der Tf-Signale auf dem Übertragungsweg begrenzt — 
- denn in diesem Fall ließe sie sich durch Installation einer größe- 
ren Sendeleistung beliebig erweitern —, sondern sie wird durch 
die Steuerfrequenz bestimmt und ist bei tiefen Frequenzen 
N größer als bei hohen und in Freileitungsnetzen etwa doppelt so 
Kia. 2 stoß wie in Kabelnetzen (Bild 2). 
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Wellenlänge; v Ausbreitungsgeschwindigkeit, Fr Freileitung 
(2 mH/km; 0,01 „F/km), K Kabel (0,28mH/km; 0,2 1. F/km) 


wand 2. Reichweite von Tf- Rundsteueranlagen in Mittel- 
Ka spannungsnetzen 


l 


Bi 3 Tf-Spannungsabfall an Transformatoren 


Ru Bü Zr Transformatoren stellen für die überlagerte Tonfrequenz eine 
PET. Syorwiegend induktive Längsimpedanz dar, deren Größe durch 
die Streuinduktivität gegeben ist. Für die Grobabschätzung des 
Tf-Spannungsabfalls können der tonfrequente Magnetisie- 

rungsstrom, der Wirkwiderstand und die Querkapazität der 
 Wicklung vernachlässigt werden. Entsprechend Bild 3 ergibt 


ieh RR 


3, Belastungsimpedanz 


Lr Streuinduktivität des 
Transformators 


. Bild 3. Einphasige, vereinfachte Bra schaltunp eines Dreh- 
REN stromtransformators 


sich dann der 'Tf-Spannungsabfall bei ohmscher Belastung des 
Iransformators in Abhängigkeit von der Frequenz nach fol- 
. gender Beziehung: . 


PUR 
U 


Gl. (13), 


| Vena) + 
IB NE 


"wobei Ra = V2/N den Belastungswiderstand, U die 50-Hz-Netz- 
nenne und 


ex: Wi f 
o Ir = — 


SaRR . Gl. (14) 


den Streublindwiderstand des Transformators darstellen. In 
Bild 4 ist das Spannungsverhältnis nach Gl. (13) bei einer 
' Kurzschlußspannung von 4 v.H. in Abhängigkeit von der 


Spannungsabfall 


=) 5 10 % 20 25 30 3 WW 
Steuerfreguenz f/50 Re 


ex rel. es N Hanser ee Nena 
N ohmsche Belastung 


"Bild 4. Tf- Spannungsabfall an einem "Transformator in 
Abhängigkeit von der Steuerfrequenz 


r 


Frequenz aufgetragen. Der Spannungsabfall am Transformat 
nimmt mit höherer Frequenz zu. Er beträgt z.B. bei einem.n 
ohmscher Nennleistung belasteten Transformator (e; = 4v.F 
für 1350 Hz rd. 33 v.H. = 


3.4 Tf-Spannungsverteilung in Sue 
netzen 


Auf Niederspannungsleitungen wird der Tf- Spannungsabf 
vorwiegend durch die Leitungsinduktivität hervorgerufen. I 
gleichmäßiger Belastung entlang der Leitung ist in den L 
rn die Belastung ducdh die Ableitung G zul 
rücksichtigen. Diese ergibt sich dann aus 


Gl.(E 
darin bedeuten N die Wirkleistungsaufnahme der Leitung { 


50 Hz, U die 50-Hz-Netzspannung und 1 die Leitungslän; 
Vernachlässigt man die Kapazität der Leitung, so erhält m 


‚aus den allgemeinen Leitungsgleichungen unter Berücksick 


gung von Ja = 0 folgende Beziehung zur Bestimmung des ” 
Spannungsabfalls: 
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Bild 5 zeigt den Tf-Spannungsabfall an einer Nice 
nungsleitung bei ohmscher und gleichmäßig verteilter Be 


Spannungsabfall 


ON ENTE 88 or 0 60 Mm 80, I0klikmiao 

Netzlast - Lönge (Freileitung) 3 
Bild 5. 'Tf-Spannungsabfall in Niederspannungs- Freileitun 
netzen bei ohmscher, symmetrischer, gleichmäßig verteil 


Belastung für verschiedene Steuerfrequenzen 
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entlang 2% Leitung. Mar nn ae GE ESBeR 
ın die Belastung nur am Leitungsende liegt (Bild 6). Aus 
und 6 ergibt sich, daß der "TE Spannungsabfall um so 
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nsche Netzlast N und Leitungslänge 1 so gewählt, daß für 50 Hz 
der Spannungsabfall 10 v.H. beträgt 


d 6. Tf-Spannungsabfall an Niederspannungsfreileitungen 
yei ohmscher, symmetrischer Belastung am Leitungsende 


Ber ist, je höher die Frequenz und ie größer die Belastung 
| die Leitungsinduktivität sind. Da Freileitungen eine drei- 
viermal höhere Induktivität haben als Kabel, ist bei gleicher 
astung je km Leitungslänge und gleicher Steuerfrequenz der 
Spannungsabfall in Freileitungsnetzen höher als in Kabel- 
zen. ’ 


Einfluß von Kondensatoren auf die Tf-Span- 
ıgsverteilung 


)ie Übertragungsverhältnisse werden komplizierter, sobald 
en induktiven noch kapazitive Verbraucher am Netz ange- 
lossen sind. Da die Reaktanz eines Kondensators der Fre- 
nz umgekehrt proportional ist, nimmt er einen mit der 
quenz anwachsenden Tf-Blindstrom auf, der einen entspre- 
nden Spannungsabfall im Netz hervorruft. Außerdem kön- 

durch Kondensatoren in Verbindung mit vorgeschalteten 
‚ssinduktivitäten von en soken und Leitungen Rei- 
resonanz-Erscheinungen auftreten, die zu einer zusätzlichen 
istung des Tf-Generators führen. Bei Reihenresonanz er- 
- sich ein Scheinwiderstandsminimum des Resonanzkreises; 
ie Größe ist abhängig von der Dämpfung durch die parallele 
zbelastung, so daß insbesondere bei Schwachlast und Häu- 
> dieser Reihenresonanzstellen infolge Überlastung des Tf- 
1erators eine Beeinträchtigung der gesamten Tf-Spannungs- 
sorgung eintritt. Für einen stabilen TRA-Betrieb muß daher 
ıllen Punkten des Netzes folgende Bedingung erfüllt sein: 
ıerfrequenz < Reihenresonanzfrequenz. 


51 Kondensatoren in Mittelspannungsnetzen —— In Mittelspan- 
gs-Freileitungsnetzen sind Kondensatoren häufig am Ende 

Leitung angeschlossen. Diejenige Kondensatotleistung, 
n Kapazität mit der Induktivität der vorgeschalteten Frei- 
ıng Reihenresonanz ergibt, läßt sich aus folgender Beziehung 
b abschätzen 


Ü2 50\° 
LEHRTE £ 


Jabei ist Ne die Kondensatotleistung für 50 Hz, U die 50-Hz- 
zspannung, L die kilometrische Leitungsinduktivität, I die 
ungslänge in km und f die Steuerfrequenz. Die in Mittel- 
inungs-Freileitungsnetzen verteilten Kondensatoren haben 
ehe eine omg von 150 bis 500 kV Ar, so daß bei 
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geben ist. Im Resonanzfall kann Abhilfe nur durch Sperrung 
der Kondensatorenbatterie erzielt werden. 


In Mittelspannungs-Kabelnetzen können diese Reihenteso- 
nanz-Erscheinungen zwischen im Leitungszug liegenden Kurz- 
schlußdrosseln und der Kabelkapazität auftreten. Da elektrische 
Filterkreise, diein diesem Fall in die 50-Hz-Leitung eingebaut 
werden müßten, viel zu aufwendig sind, können diese Resonan- 


zen nur durch Wahl einer tieferen Steuerfrequenz vermieden. 
werden [3]. 


3. 52 Kondensatoren in Niederspannungsnetzen — Kondensa- 
toren bei Mittelspannungsabnehmern (Industriewerken, Kauf- 


häusern) sind meistens unmittelbar auf der Niederspannungs- 


seite oder über kurze Kabel an die Transformatoren angeschlos- 


ee über 500 Hz die Gefahr einer Reihentesonanz ge 


4 e a 


sen. Da in diesen Netzen im allgemeinen öffentliche Schaltauf- Bet 


gaben nicht auftreten — zur Tarifschaltung kann der Rund- 
steuerempfänger an den Hochspannungswandler angeschlossen 
werden —, ist es nicht notwendig, daß sich die Steuersignale in 
den Nicdekpaneiosndr&n dieser Abnehmer ausbreiten. Man 


muß jedoch verhindern, daß die Kondensatoren mit den Streu- 
induktivitäten der Transformatoren bei der Steuerfrequenz 


Reihenresonanzkteise bilden. Wegen ihrer Kurzschlußwirkung 


würden diese im Mittelspännüngsnetz große Tf-Spannungsab- 


fälle hervorrufen. Im Resonanzfall ist Et die Sperrung dieser 


Kondensatoren durch elektrische Sperrkreise unbedingt not- 
wendig [4]. f 2 


Die Reihenresonanzfrequenz ist abhängig von dem Verhältnis 
der Kondensatorleistung zur Transformator-Nennleistung und 
läßt sich nach Bild 7 aus den starkstromtechnischen Daten be 
rechnen: 
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mators 


ergibt sich das MSN ee fernen Up/lU, aus folgender Bezie- ‘ 


hung: 


Un 
U, 


| f NT \ a Ne 
ei 2—, — — — 
SE Or (a ih 
Bild 8 zeigt das Spannungsverhältnis |Uz/Alı] und die Ex 


Eingeingedanz Zı [Zn bei einem mit Kondensatoren belasteten 
Transformator für verschiedene Steuerfrequenzen in Abhängig- 


Gl... 


N 
HL: 


keit von dem Verhältnis der Kondensatorleistung zur Transfor- 


mator-Nennleistung. Die Spannungserhöhung und die ton- 
frequente Leistungsaufnahme im Resonanzfall sind infolge der 
geringeren Dämpfung des Kreises bei mittleren Frequenzen 
wesentlich größer als bei hohen oder äußerst tiefen Steuer- 
frequenzen. Bild 9 gibt in Abhängigkeit von der Steuerfre- 


quenz die Kondensatorleistung an, dieman noch ohne Sperrung 


im Niederspannungsnetz von Mittelspannungsabnehmern zu- 
lassen kann. Der Bereich Ne/Nr = 15 bis 70 v.H. dürfte in den 
meisten Industrienetzen mit automatischer cos @-Regelung 
laufend durchfahren werden. Daher wird eine Sperrung dieser 


Bild 7. Einphasige, ver- _ 
einfachte Ersatzschaltung 
eines mit einem Konden- 
sator belasteten Transfot- , 
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Kandensatorleistung] Umspanner- Aenneistung 


“Nr Umspanner- Nennleistung, ex relative Rurschlußspsokuns, Rı 

-  Umspanner-Längswiderstand, LT. Umspanner-Streuinduktivität, 

....Ne Kondensatorleistung für 50 Hz, Zrn Eingangsimpedanz bei 
a des Iransformators mit Shpsschär Nennleistung 


Bild 8. Tf-Spannung im Niederspannungsnetz bei Anwesenheit 
von Kondensatoren - 


Kondensatoren bei Steuerfrequenzen von 300 Hz bis 750 Hz 
erforderlich. Bei höheren Frequenzen und Nce/Nr > 10:v.H. 
wirkt der Transformator mit seiner Streuinduktivität als Sperr- 
drossel, während bei Frequenzen unter 200 Hz der Resonanz- 
. punktl ber Ne/Nr > 100v. H. liegt. 


 Phasenschieberkondensatoren im öffentlichen Niederspan- 
 nungsnetz werden entweder in der Transformatorstation selbst 
.. "oder beim-Abnehmer zur Kompensation von Asynchronmoto- 
FPTER, Schweißtransformatoren und Leuchtstofflampenanlagen 
angeschlossen. Wie Bild 8 zeigt, nimmt die auf der Nieder- 


: 2 hende Tf-Spannung, 
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fr Reihenresonanzfrequenz; weitere Bezeichnungen wie Bild 8 
. x: ..Bild 9. Zulässige Leistung von Kondensatoren in Industric- 
a ; netzen ohne 'Tf-Spetrkteise “ 


Heft 2vom 2. Januar 1960. ee 


- spannüungsseite des kapazitiv belasteten Transformatots anste- 
sobald der Resonanzpunkt überschritten 
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ist, um so mehr ab: je höhee die Kondensatorleistüng und 
Frequenz sind. Für tiefe Steuerfrequenzen (z.B. 175 Hz) w 
auch bei langen und stark kapazitiv belasteten Freileitungen 
Resonanzpunkt noch nicht überschritten, so daß höchstens 
T£-Spannung zum Leitungsende hin etwas zunehmen K 


 @Bild 10). 


Für Steuerfrequenzen unter 250 Hz ist. daher eine Se 
von Kondensatoren im Niederspannungsnetz nicht erforderli 
vielmehr werden die Tf-Spannungsverteilung im Netz um 
günstiger und die Tf-Leistungsaufnahme‘um so geringer 
besser ds Netz für 50 Hz kompensiert ist. Dagegen wird 
höheren Steuerfrequenzen die Sperrung der Kondensatoren 
nach Frequenz und Kondensatorleistung, mehr oder weni 
erforderlich. Diese nicht unerheblichen Sperrkreiskosten m 
sen selbstverständlich bei den-Gesamtkösten einer TRA. 
rücksichtigt werden. Mit Rücksicht auf die für den 50-] 
Netzbetrieh erforderliche Anwendung von  Phasenschiel 
kondensatoren sollte daher eine möglichst tiefe Steuerfregu 
gewählt werden. Die untere Frequenzgrenze ist durch die x 
Asynchronmotoren dargestellte induktive. Querimpedanz 
geben. N \ = 25 BR 


x hi 3 : Tab 5 
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Kondensatorleistung - ternilslenge 


l-Leitungslänge, L und R kilometrische Leitungsdaten, NE Kon 


satorleistung für 50 Hz, N ohmsche Netzlast so gewählt, daß für 5( 


- und Nc = 0 ein Spannungsabfall von% v.H. auftritt 


ne ” ? EN 


Bild 10. Kondensator am Ende einer Niederspannung 
_freileitung' 


3.6 Der Einfluß von Asynchronmotoren auf ti 
Steuerfrequenzen SE 


Asynchronmotoren zeigen geglnaber Tf-Drehstrom. 
Impedanz, die vorwiegend durch die Streuinduktivität 
geben ist, und zwar ist sie gleich dern Produkt aus der bei s 
stehendem Motor und 50 2 gemessenen Kurzschlußreakı 
und dem Frequenzverhältnis. Ferner ist noch. ein durch 
Feldverdrängung bei höheren Frequenzen heditigsen Fakt 
einzusetzen: 


10% | Er 
en ern 
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Ist 2. B.. die. 50-Hz: Kenizschlußteaktägz eines Alyoch 
mötors p = 20 v. H; seiner 50-Hz- -Nennimpedanz. 2.0, sos 
er für 175 Hz bei einem Feldverdrängungsfaktor k = 0,87 
eine induktive-Reaktanz vön Xu = 0,61 Z;o ‚dar. Der ‚au 
nommene Tf-Strom ist in diesem Beispiel nur 1 ‚6mal ; grö 
als es der Motor-Nennimpedanz ar 50 Hz Satsprechen x wü 


drizitätswirtscht -h 


sc cha kann i in der Sen deleitiung. Derickkiehtige: 


den ZZ 2) SIE wird außerdem noch wesentlich ver- 


‚ert, wenn dem Motor ein Phasenschieberkondensator par- 
eschaltet wird. Hat dieser Kompensationskondensator eine 
dleistung von rd. 40 v. H. der Motor-Nennleistung, so 
en. Motor und Kondensator für 175 Hz einen Parallel- 
nanzkreis dar, der nur eine verschwindend geringe 'Tf- 
tung ahfimmt, Mit einer Steuerfrequenz unter 150 Hz 
de man dagegen wegen der geringen Motorreaktanz ohne 
pensation Br Unstessuhesächwierigkeiten stoßen. 


) EN 


inspeisung der Tonfrequenzenergie 

ie Tf-Energie kann dem 50-Hz-Netz mit Hilfe einer Reihen- 
r Parallelankopplung überlagert werden. Die Wahl_der 
<öpplungsart ist von dem durch die Frequenz bestimmten 
hältnis der Oberspannungsimpedanz 3, zur Impedanz des 
zusteuernden Netzes 3, und der Einspeiseebene abhängig 


ei der unmittelbaren Einspeisung der Tonfrequenz in das 
derspannungsnetz wird die Tf-Energie bei tiefen Steuer- 
uenzen einphasig zwischen dem Sternpunkt der Niederspan- 
gswicklung des Transformators und dem Nulleiter einge- 
pelt. Diese Ankopplung hat den Vorteil, daß keine Tf-Lei- 
ıgin das Hochspannungsnetz abfließt und unter der Voraus- 
ung einer symmetrischen Netzbelastungnur diezwischen den 
3enleitern und dem Nulleiter angeschlossenen Verbraucher 
Leistung aufnehmen. Diese Art der Einspeisung kann für 
ze mit nur wenigen Umspannstationen sehr wirtschaftlich 
„ wenn ein Übertragungskanal zur Steuerung der Sender 
len Unterstationen bereits vorhanden ist. Als Tf-Sender 
den zweckmäßig elektronische Verstärker eingesetzt,denen 
. über eine Signalleitung von einer zentralen Kommando- 
le die Tf- Spannung zugeführt wird. 


ei .der Paralleleins peisung des Tf-Drehstroms in ein Mittel- 
ınungsnetz über einen auf die Steuerfrequenz abgestimmten 
henschwingkreis fließt ein Teil der Tf-Energie in das über- 
tdnete Höchspannungsnetz, ein anderer in das. auszu- 
ernde Netz. Ist die Eingangsimpedanz des PAR EDE 
es 3) induktiv und die des gesteuerten Netzes 3, vor- 
gend ohmsch, so wird die in das übergeordnete Netz ab- 


sende, nicht Dotchere Energie um so kleiner, je höher die 


juenz ist. 


\ erster Näherung kann die von en Tf-Sender an das Netz 
egebene 'Tf-Scheinleistung N; nach der Ersatzschaltung in 
d 11 berechnet werden. Wird zur Vereinfachung angenom- 
1,.daß die Impedanz des gesteuerten Netzes 3, ohmsch und 
ch dessen 50-Hz-Leistung N gegeben ist, daß ferner die 
edanz des übergeordneten Hochspannungsnetzes 3, sich 
dessen 50-Hz Kutrzschlußleistung N; berechnen läßt, so 
bt sich folgende Beziehung für Np: 
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® | R 2 
SENIG, I ee = 
Xh+Xr 


Ye ; 2 = i 2 50 2 
5 U. «N «+ ; N N E 
. er + x: Nz . 


ei U die 50-Hz-Netzspannung und Ur die 'Tf-Sendespan- 
g ist. Bezieht man die Netzlast N auf die Nennleistung des 
senden Transformators’ Nr, so ‚läßt sich Gleichung“ (21) 
N =a:NY auch schreiben: 
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‚Gh, (22). 


ind größere Kondensatorleistungen oder Kabelkapazitäten 
Hochspannungsnetz und gesteuerten Netz vorhanden, so 


 quenzgenerator Despee wird. Der überlagerte Tf-Strom. muß EN 


Heichender Tf-Spannungsabfall auftritt. Das Oberspannungs- 


‚ Gl. (21) gegeben durch za 


sprechend Gl. (22) und (23) für Parallelankopplung und Ras “x 


T 
A 
x 


"ist Kies vereinfachte ech der Netzimpedanzen ehe az 
mehr zulässig. SEE 


Eh 


IE | by 3; 


36 Eingangsimpedanz des Oberspannungsnetzes, Ih Innetahl EB 
übergeordneten Hochspannungsnetzes, IT kräbedartz des Hochspan- 
nungstransformators, Ja Impedanz des gesteuerten Netzes, r Kopp-, 

lungskreis mit Tf-Generator . 


Bild 11. Prinzipschema a) Parallel- und b) re 


- Bei der Reiheneinspeisung wird die TE Energie über einen ° 
Einspeisetransformator dem Starkstromnetz überlagert, dessen A 
Primärwicklung wie bei einem Stromwandler im 50-Hz- : 
Energiepfad liegt und dessen Sekundärwicklung vom Tonfe- 


groß sein, daß an der Impedanz des gesteuerten Netzes ein hin- 


netz dient als Rückschluß für den Tf-Strom. Damit das zu - 
überlagernde Netz ausreichende Tf-Spannung erhält, muß seine 
Impedanz 9%, groß sein. gegenüber der Impedanz des Obe- ° 
spannungsnetzes %,. Die are che Tf-Scheinleistung (ist... = 
nach Bild 11 und a den gleichen V ereinfachungen wie für = “ SR 


2 zu € De £} se 
Un? ; N SE = 
N 1 + u £ 
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Da bei höheren Frequenzen.allein schon der Hochspannungs- 
transformator eine verhältnismäßig hohe Längsimpedanz dar- 
stellt, ist die Reiheneinspeisung nur für tiefe Frequenzen ge- ' 
eignet. Wenn man annimmt, daß die Hlochspannungstrans- RR 
Frfnätoten eine Kurzschlußspannung von rd. 10 v. H. haben 
und die Kurzschlußreaktanz des Verbundnetzes sehr gering;ist, : 
ergibt sich, daß im allgemeinen für Frequenzen über 500 Hz nz 
die Päralleleinspeisung, unter 300 Hz die Reiheneinspeisung 
günstiger ist. Dieses freguenzabhängiee Verhalten ergibt sich- BL 
auch aus Bild 12, in dem der relative Leistungsaufwand (Ver 
hältnis der gesamten Tf-Scheinleistung N; zu der. an das 887 RE 


steuerte Netz’ abgegebenen Tf-Leistung N, = ©): N) ent- 


henankopplung dargestellt ist, a 
Da die Einspeisetransformatoren wie Sttomwandler in ee 
50-Hz-Leitung eingeschaltet werden, müssen sie kurzschlußfest 
sein und sollten einen möglichst geringen’ 50-Hz-Spannungs- 
abfall aufweisen. Die Einspeisetransformatoren werden in zwei 
Ausführungen gebaut: als Transformatoren mit Luftspalt und ‘ 


x 


wesentlich größeren 50-Hz-Spannungsabfall (rd. 1 bis 2 v.H.) 
N PARE als die letztere, bei welcher der Spannungsabfall nur rd. 0,1 bis 


© muß daher ‘der Stromwändlerbauart der Vorzug gegeben wer- 


‚ einen einfachen Einbau in vorhandene Anlagen. Im Gegensatz 

dazu erfordert jede Parallelankopplung ein Hochspannungs- 

schaltfeld mit Leistungs- oder Kondensatorschalter und eine 
"Hochspannungszelle Fir die Kopplungselemente. 
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File Die Ringkern-Einspeisewandler verhalten sich gegenüber 
den sie durchfließenden 50-Hz-Strömen wie Sömwandfer vet- 
. nachlässigbar kleiner Induktion, für die Steuerfrequenz jedoch 
vi _ wie Leistungstransformatoren. Sie müssen daher auf der Se- 
en“ “en undärseitedurch einen auf 50 Hz abgestimmten Saugkreis kurz- 
losen werden. Da dieser Kreis va die Steuerfrequenz eine 


speist werden, muß der Saugkreis die Summe der auf die Se- 
 kundärseite transformierten 50-Hz-Ströme führen, Bild 13 zeigt 
das Peinzipschaltbild einer Sendeanlage mit Reiheneinspeisung. 


Die Reihenankopplung erfolgt immer an den 50-Hz-Ein- 
 speisestellen des auszusteuernden Netzes. Die Tf-Ei inspeisc- 


me ame eingebaut Werden: Sind mehrere speisende Esch, 
"spannungstransformatoten vorhanden, so muß in den Abgang 


Tf- Maschinensalz 


Sende-Tastschülz 


alsRingkernwandlerohne Luftspaltin bekannter Stromwandler- 
00° © bauart. Die erstere Bauart verursacht bei Nennstrom einen 


0,2 v. H. beträgt. Allein schon aus wirtschaftlichen Gründen 


den. Ihre Ausführung als Durchführungswandler ermöglicht. 


‘diesem Hochspannungsnetz möglichst klein sein. Eine Tren 


pensiert, Wenn von einem Sender mehrere An lunen ger; 


a können in die von der SER SEN: der EN 


Ankopplung 


ar AGD. on ei Ra Ri IR ER Heft 2 vom 2. ‚Januar 1960 


a) in die 'Transformatoren- -by)in ar Peine nr x 
Abgänge 

ET Einspeisetransformator, A Ankopplung, K Kommandogeri 3 
G Tf-Generator 


Bild 14. Pete der Reiheneinspeisung in Mittel- 

spannungsnetze . he: 
jedes einzelnen ein Tf-Einspeisewandler geschaltet werden, Die 
50-Hz-Durchgangsleistung der Einspeisewandler ist entspre 
chend der Transformator-Nennleistung zu wählen (Bild 14a) 
Die Einspeisewandler wird man zweckmäßig in die abgehende 
Leitungen einschalten, wenn mehrere Transformatoren u 
Geresen auf die Sammelschiene der Umspannstation ; spei 
sen (Bild 14b). Be > 


5. Gegenseitige Beeinflussung benachbarter Rundsteue ei 
anlagen er 

Jede TRA muß so geplant sein, daß < eine Beeinflussung ei 
benachbatten TRA vermieden wird, d.h., die in das Nachb 
netz verschleppte Tf-Spannung muß kleiner sein als die A 
sprechspannung der Empfänger. Die Energieverteilungsne 
haben fast immer die gleiche Struktur: Die Energie wird 
eine oder zwei Mittelspannungsebenen verteilt; gespeist wird 
dieses Mittelspannungsnetz von dem übergeordneten Verbund 
netz und gegebenenfalls von Kraftwerken. Um eine gegensei 
tige Beeinflussung mehrerer TRA gleicher Steuerfrequenz 2 
verhindern, die an ein gemeinsames übergeordnetes Hochspan 
nungsnetz angeschlossen sind, muß die Tf-Restspannung in 


nung benachbarter Netze durch besondere elektrische Filter 
kreise scheidet im allgemeinen aus technischen und wirtschaft 
lichen Gründen aus. Jedoch können zur tonfrequenten Ent 
kopplung der Netze sowohl bei Parallel- als auch bei Reihenan 
kopplung die Kopplungskreise selbst mit herangezogen werden 
indemin den Sendepausen die Parallelankopplung als Saugkreis 
und die Reihenankopplung als Sperrkreis geschaltet werden 
Wird in den benachbarten Netzen mit der gleichen Saug- bz 
Sperrkreisschaltung der Ankopplung RN so wirkt « 
Entkopplung für die gemeinsam benutzte Steuerfrequenz wech 
selseitig [6]: o 


Bei der Parallelankopplung ist die span im Hod 
spannungsnetz abhängig von dem Verhältnis der Impedanz de 
Höchspannnanshetes zur Impedanz der a hi 
Hochspannungsnetz und -transformator: 3 


Bild 13. Schale? einer 1% 


50-Hz-Neiz } Hz-S 


Einspeisewandler 


1 
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duktiv wie bei euren so ist 
Ur unabhängig von der Frequenz. Ist 3, durch die Kurz-. 
Bleistung N; bestimmt, so ergibt sich die Restspannung 


f GI. (24) zu: 


U, 1 
Be , Nr» 
T SBERT: 


Für hiädehe Verhältnisse N,/N ergeben sich bei ex = 
Y H. unda = 1 folgende Werte: 


= 7.730 


NUN? |. 10 20 
- Uyfür,.| 0,5 0,332 0,25 


Ist -3n ohmsch, dann ist die Tf-Restspannung um so kleiner, 
"höher die Frequenz gewählt wird. Ist 3, kapazitiv, so kann 
it dem vorgeschalteten Hochspannungstransformator Reihen- 
sonanz und damit eine Spannungserhöhung im übergeordne- 
a Netz auftreten. Diese Gefahr besteht, werin das Si 
ıngsnetz verkabelt ist. 


Bei der Reihenankopplung ER die im ro bediigteh Netz 
stehende Tf-Restspannung U, von dem Verhältnis 31/3, ab. 
ir tiefe Frequenzen kann man annehmen, daß die Eingangs- 
ıpedanz des Hochspannungsnetzes 3, praktisch induktiv und 
ırch die 50-Hz-Kurzschlußleistung N; gegeben ist, während 
e Eingangsimpedanz des gesteuerten Netzes 3, ohmsch und. 
ırch die 50-Hz-Netzleistung N bestimmt ist. Unter dieser An- 
‚hme erhält man die Beziehung 


. Gl. (25). 


B 
y 


Die obigen Zahlenwerte zeigen, daß bei einer äußerst 
fen Steuerfrequenz und Reiheneinspeisung im übergeordne- 
n Netz eine geringere Tf-Restspannung ansteht als bei mittle- 
n Steuerfrequenzen mit Reihen- oder Paralleleinspeisung. ‚Bei 
5-Hz-Rundsteueranlagen verschwindet die Gefahr einer Be- 
aflussung benachbarter Netze für N; R =12. 


2a, 


. Prinzipschema der gegenphasigen Reiheneinspeisung 
in galvanisch getrennte Mittelspannungsnetze 


Für verschiedene Verhältnisse Ny/N ergeben sich folgende’ 


Einspeisung der TEBRe de in zwei getrennte Netze hat ferner 


F 


 siein getrennte Mittelkpannuhßänetze (15 bis 35 kV) von 20 bis 


aus Bra versgt werden 1a. D. 


‘erfolgen. Man erhält dann so viele Sendeanlagen, wie getrennte 


2 Reihenankopplung ER man Ben önfrequenten Rück- 
schluß auch durch eine Kunstschaltung herbeiführen, indem 

man das auszusteuernde Netz in etwa zwei gleiche, nichtver-- 
maschte Gebiete aufteilt und diese in Gegenphase einspeist. 
Man erhält so bei absoluter Symmetrie der Netzteile, daß die 


'Tf-Ströme sich auf der Mittelspannungsebene gegenseitigauf- 


heben und infolgedessen kein Tf-Strom in das Hochspannungs- ° 
netz abfließt. Damit kann auch keine Restspannung im Hoch- 
spannungsnetz auftreten. Ist die Tf-Impedanz beider Netze 
nicht gleich groß, so ist die Ferne, proportional der Are 
Stromdifferenz (Bild 1 ae x 


Bei Reiheneinspeisung der Tf-Energie in drei untereinander“ 
nicht vermaschte Netze wird dieselbe Wirkung mit zyklischer _ 
Vertauschung der tonfrequenten Drehstromphasen, bezogen 
auf die 50-Hz-Phasen in den drei Einspeisungen, erreicht. Diese, 
beiden Kunstschaltungen werden in einer größeren Anzahl von 
175-Hz-Rundsteueranlagen mit großem Erfolgangewendet.Die 


noch den Vorteil, daß der 50-Hz-Saugkreis der Finspeise wenden 
ler nur nach der max. Differenzleistung, die zwischen beiden Rs 
Netzteilen auftreten kann, ausgelegt werden muß, währender 
bei gleichphasiger Einspeisung nach ihrer Summe auszulegen gt % 
1St. - 


er: 


Ga 


6. Die Tf-Steuerung vermaschter Miteepeee % Ben 

Bei vermaschten Mittelspannungsnetzen muß die Tonfre- 
quenz an allen Stellen eingespeist werden, an denen das zu 
steuernde Netz mit dem übergeordneten Netz zusammenhängt. = 
Die Reiheneinspeisung der Ströme tiefer Steuerfrequenz mußin 
den einzelnen Unterwerken synchron und phasengleich erfolgen, 
um Ausgleichströme und Spannungsnullstellen zu vermeiden 
Zu diesem Zweck sind die Sender als elektronische Wech: 
richter ausgebildet, die über Hilfsleitungen (Fernmeldeleitung, 
TFH-Verbindung oder UKW- Richtfunk) von einer zentralen 
Kommandostelle gesteuert werden. Die Tf-Energie wird. als 
an denselben Punkten in das Netz eingespeist wie die 50-E z- 
Energie. Die Einspeiseleistung wird jeweils nach der 50-Hz- 
Nennleistung gewählt. Dadurch kann auch bei Abschaltung 
einer 50-Hz-Einspeisung das Netz von den übrigen Punkte 


und, parallel dazu, das uber orte Verbundnetz a 10kV) auf 
die untere Mitielspanttungsehenie unmittelbar speisen. In einem 
solchen Fall muß die 'Tf-Einspeisung dezentralisiert in den Br 
zelnen Netzen der unteren Mittelspannungsebene (5 bis 10 kV), 


Mittelspannungsnetze vorhanden sind. Diese Sendeanlagen 
müssen für die Durchgabe allgemeiner Rundsteuerbefehle (z. By 
Steuerung von Straßenlampen) von einem zentralen Komman 
dogerät über Hilfsleitungen gleichzeitig gesteuert werden. Kön- 

nen diese normalerweise im Inselbetrieb gefahrenen Netze ur h 
Netzumschaltungen galvanisch Inhde: verbunden werden, 
damit für die Zeit der Umschaltung kein Netzteil spannungslos 
wird, so muß die Tf-Einspeisung wie bei dauernd vermaschten 
Netzen synchron und phasengleich erfolgen. Zur Erzielung * 
einer geringeren Rückschlußimpedanz ist es dann zweckmäßig, 
nicht miteinander vermaschte Mittelspannungsnetze ges 
phasig einzuspeisen. 


‚Große Überlandnetze sind im allgemeinen so aufgebaut, daß 


30 MVA aufgeteilt sind. Wegen der größeren Reichweite sollte 
man diesen Netzen die tiefstmögliche Frequenz 175 Hz zuord- 
nen. Ist an dieses Überlandnetz ein Stadtnetz angeschlossen, in 
dem eine selbständige TRA betrieben werden soll, so muß a 


Steuerung dieses Netzes eine andere Steuerfrequenz gewählt. En 
werden, wenn die TRA beider Netze sich nicht gegenseitig 
stören sollen. Mit Rücksicht auf eine uneingeschränkte Anwen- ° = Dr e 
dung von Phasenschieberkondensatoren sollte man auch diesem 
Netz eine möglichst tiefe Frequenz zuordnen. Dies ist möglich, ee 


wenn oh im Überlandnetz als im Stadtnetz ein seh fre- : 


quenzselektives Rundsteuersystem ‚verwendet wird. Bei einem 
solchen System steht z.B. als zweite Steuerfrequenz 210 Hz zur 
Verfügung. Bine gegenseitige Beeinflussung der 175- und 210- 
Sa HZ- Anlagen ist ee die sehr konstant iene Sendefre- 


; Pay. Eingangsimpedanz des gesteuerten Landnetzes 


Zas Eingangsimpedanz des gesteuerten Stadtnetzes 
x Bild 16. Unabhängiger Betrieb zweier 'TRA mit tiefen Steuer- 
“ frequenzen in einem Mittelspannungsnetz (Prinzipschema) 


N quenz (+ 0,3 v.H.) und die frequenzselektiven Rundsteuct- 
empfänger ausgeschlossen [7]. In Bild 16 ist eine solche An- 
ordnung zweier Sendeanlagen dargestellt. 


Fiok 


a ee Zusammenfassung 
er Es erscheint zunächst schwierig, in Anbetracht der zaklrei- 


schiedenen Netzparameter eine allgemeingültige Aussage über 
eine ‘Optimale Anpassung der TR- Technik. an das 50- HE Stark- 
 stromnetz zu treffen. Bezieht man sich jedoch auf die für jedes 

" Starkstromnetz gültigen Gesetzmäßigkeiten, so erhält man als 
"Ergebnis, daß die günstigste Aorassane durch Verwendung 
2 einer Steuerfrequenz in dem Bereich von 175 bis 250 Hz erzielt 
. wird. Höhere Steuerfrequenzen haben eine geringere Reich- 
weite, erfordern eine mehr oder weniger umfangreiche Sper- 
. tung der netzparallelen Kon denaldreh und a auf Grund 
von Resonanzerscheinungen i im Netz und bei Änderungen der 
.. Netzbelastung eine instabile Tf-Spannungsverteilung mit star- 
ken EBamungsschwankhügen: Diese Schwierigkeiten fallen bei 
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Aus EVU-Geschäftsberichten 
E ‚Die Gesamterzeugung der Großkraftwerk Mannheim 
 Aktiengesellschaft (GKM), Mannheim-Neckarau, erreichte 
1958 rd. 1222 Mio kWh. Die nutzbare Abgabe betrug 1162 Mio 
kWh und lag um 14,9 v.H. unter der des Vorjahrs. Der Absatz- 
. rückgang It sowohl durch die allgemeine Konniakeelte Ent- 
wicklung als’ auch durch die besonderen Verhältnisse der 
 Großabnehmer des GKM bedingt. So war beispielsweise der 
"geringere Bezug der Badenwerk AG auf die besonders günstige 
"Wasserdarbietung im süddeutschen Raum und den Sadtrch 
. hetvorgerufenen stärkeren Einsatz eigener Wasserkraftanlagen 
- zurückzuführen. Auch der Bezug ER Pfalzwerke AG ging er- 
Fkehlich zurück. Allerdings muß hierbei in Betracht gezogen 


: & R 

7 

. x 4 R 

Nr ; 


hen Möglichkeiten eines 50-Hz-Netzbetriebes und der ver- 


; 4 
Verseldune dt tiefen een fort. Bere TEL -Spa 
nungsverteilung wird hierbei im Hinblick auf induktive j: 


lastungen sogar noch günstiger, je besser das Netz für 50 
kompensiert ist: Die Enichenae von Niederspannungs-Pt 
senschieberkondensatoren parallel zu Asynchronmotoren “ 
gibt'sogar noch eine Verminderung in der Belastung der 1 
Seromauelle, was als Leistungsreserve bei Netzausbauten ang 
sehen werden kann. Die Göike einer Beeinflussung benac 
barter Netze verschwindet bei .175 Hz für N./[N > 12, eit 
Bedingung, der von der Mehrzahl der im Verbundbetrieb : 
beitenden Netze entsprochen wird. Die Verwendung ein 
sehr frequenzselektiven Systems ermöglicht den unabhängig 
Betrieb zweier TRA in einem gemeinsamen Netz mit den Fi 
quenzen 175 und 210 Ha. nz > +3 
Tonfrequenzen unter 300 Hz müssen normalerweise mit. 
henanköopplung überlagert werden. Hierbei liegen die Ei 
speisetransformatoren im 50-Hz-Energiepfad. In hervorrage 
dem Maß sind hierfür sogenannte Einspeisewandler geeign Ar 
die auch einen einfachen Einbau in vorhandene Schaltanlagı 
ermöglichen. ee 
Die Betriebserfährungen mit erstellten Aalızan für: tie 
Steuerfrequenzen (175 bs 210 Hz) in Deutschland, Frankrei 
und anderen Ländern haben erwiesen, daß diese Frequenzen f 
die Übertragung von Steuerimpulsen in Starkstromnetzen : 


/ 


optimal anzusehen sind. = 
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werden, daß die Vergleichszahl des Vodahr durch außerg 
w halte Einflüsse besonders hoch-lag. Lediglich die Abgal 
an die Stadtwerke Mannheim und die Bandesbahd konnte ‚nic 
unbeachtlich gesteigert werden; sie gehören im Hinblick a 
ihre geregelte Aßnahine ai den realen Dad 
Dipedtlanch der beiden anderen Abnehmer schr stark wec 
selten, konnte unter Zugrundelegung einer‘ Jahreshöchstl 
von 313 MW im Jahr 1958 nur eine a u 
von 3903 h erzielt werden. 


Auf der Hauptversammlung, die über den Abschluß des B 
richtsjahrs zu befinden hatte, teilte der Vorstand mit, daß. sit 
im Jahr 1959 das Bild grundlegend gewandelt hat. Allein sch 
bis Anfang Oktober lag die Es über 1 Mrd kWh u 
erhöhte sich damit gegenüber dem Vergleichszeitraum desVe 
jahrs um 15,2 v.H. Re 


& ER 
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e.. an das Ferndampfnetz, das durch das jetzt in An- Die Bautätigkeit konzentrierte sich auf die Erweiterung des ei 6 
zenommene Fernheizungsprojekt für die Stadt Mannheim Maschinenhauses Werk II, in dem die dort aufgestellte 67,5- BR 
"weiter ausgebaut werden soll, blieb mit rd. 311000 t MW-Turbine in Betrieb genommen werden konnte. Die instal- KR, 


hüber dem Vorjahr nahezu unverändert. 


'r Bericht des Vorstands geht besonders auf die Kohlen- 
gung des Jahres 1958 ein und gibt hierbei eine Analyse 
Xohlenkrise, die sich auch für die Elektrizitätswirtschaft 
nachteilig ausgew irkt hat. Die Gesellschaft selbst hat alles 
ren Kräften Mögliche unternommen, um die Absatzkrise 
ildern. Ein elliches Teil der eingegangenen Importver- 
ıtungen konnte noch vor Inkrafttreten des Kohlenzolls 
‚jede Verteuerung abgelöst werden. Weiterhin wurde mit 
vestdeutschen Kohlezechen ein langfristiger Liefervertrag 
schlossen. 


Bilanz (in Mio DM) ' 


31. Dez. 
1958 


31. Dez. |+ Verän- 


1957 \derungen 


va 

tehende Einlagen auf das Grund- 

al 1,7 33 1— 1,6 
ate und unbebaute Grundstücke ER) 33,0 + 2,3 
hinen 154,2 | 142,0 | +12,2 
zeuge, Betriebs- und Geschäfts- 

attung 2,8 2,6 + 0,2 
hlungen und im Bau befindliche 

gen 0,7 83 | — 7,6 
gevermögen insgesamt 193,0 185,9 a af 
äte | 18,5 | — 0,8 
Stheken und Grundschulden 1,3 0,9. + .0,4 
erungen aus Lieferungen und 

ungen 4,0 DM — 1,1 
erungen an Beteiligungsgesell- 

t 3,8 34 | + 0,4 
tige Forderungen 2,4 2,0 + 0,4 
ige Mittel 1,4 2,8 — 1,4 
ee m u en te Be Eee ne ann 
wufvermögen insgesamt 30,6 32,7 — 21 
nungsabgrenzung + 0,4 
va insgesamt 

iva 

ıdkapital 30,0 3002 72520.0 
lagen 8,4 11,8 — 3,4 
berichtigungen 107,0 96,4 +10,6 
stellungen für Altersversorgung 5,9 4,2 + 1,7 
tige Rückstellungen 5,4 2,4 | + 3,0 
fristige Verbindlichkeiten 40,9 43,6 — 2,7 
l- und kurzfristige Verbindlich- 

I) 2957, 35,0 | — 5,3 
nungsabgrenzung 0,4 05 | — 01 
va insgesamt PENIISHL 223,9 + 3,8 


re winn- und Verlustrechnung (in Mio DM) 


ige 
ssertrag gem. $ 132 I/1 AktG 
:rordentliche Erträge 


ige insgesamt 


endungen 

nalaufwendungen 8,4 8,1 + 0,3 
hreibungen 11,2 92 | + 2,0 
tn und Abgaben 4,8 4,7 + 0,1 
tige Aufwendungen 3,6 38 | — 02 
eisung an gesetzliche Rücklage 1,6 00 1 +1,6 
rendungen insgesamt 29,6 25,8 + 3,8 


lierte Maschinenleistung hat sich damit auf rd. 420 MW erhöht. 
Die Luftverunreinigung konnte auch im Berichtsjahr erfolg- 
reich bekämpft werden. Für sechs Kessel wurde der Bau eines 
Zentralschornsteins mit einer Höhe von rd. 90 min Angriff ° 
genommen. Bine weiterer Sammelschornstein ist vorgesehen. 
Neben diesem Bauprogramm wurde im verflossenen Jahr auch 
ein umfangreiches Reparatur- und Revisionsprogramm durch- 
geführt. Insbesondere mußten bei der häufig wechselnden Faht- 
weise der Kessel die Rohre der Brennkammern aus Gründen 
der Betriebssicherheit überprüft und zum Teil erneuert werden. 


Die Bruttozugänge zum Anlagevermögen betreffen vorzugs- 
weise die fertiggestellten Erweiterungen der Stromerzeugungs- 
anlagen im Werk II, die mit rd. 13,4 Mio DM aktiviert wurden. 
Darüber hinaus wurde noch ein großer Betrag zur Moderni- 
sierung der 100-kV-Schaltanlage des Werkes I aufgewendet. 


Die Ansätze für das Umlaufvermögen blieben im großen und. Ms ee 
ganzen unverändert. Zu vermerken ist jedoch, daß die Vermin- R 
dee der Vorräte auf eine Einschränkung der Lagerhaltung 
bei a Kohlen zurückzuführen ist. wre 
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Auf der Passivseite haben sich die gesetzlichen Rücklagen 2 
um 3,4 Mio DM verringert. Dies ist daraus zu erklären, daß 
5 Mio DM für Risiken aus Kohleimportverträgen vorsorelieh® 
aus der gesetzlichen Rücklage herausgenommen und den Rück- 
stellungen zugeführt u Andererseits erfolgte ein Zugang IR RN 
in Höhe von rd. 1,6 Mio DM zu Lasten der Gewinn- und Ver- A 
lustrechnung des Beriehrsjahr, der möglich wurde, weil eine : 7 
Rückstellung für Soforthilfeabgabe sc werden komte. 
Wie der Vorstand weiter in seinem Bericht ausführt, hatte ein 
Antrag, die Vermögensabgabe wegen eines erlittenen Demon- 
tageschadens durch Abbau des halb unterirdischen Werkes : 
Fritz zu erlassen, Erfolg. Dadurch wurde der Gesellschaft de 
bis 1957 fällig gewesene Vermögensabgabe vonrd.3MioDM 
gestrichen. Die Wertberichtigungen stiegen um 10,6 Mio DM, 
und die Rücklage für Altersversorgung wurdeum 1,7MioDM. 
aufgestockt. Bei dieser Rücklage fehlen noch rd. 16 MioDM 
zur Erreichung des benötigten Deckungskapitals. Diesonstigen 
Rückstellungen stiegen durch die bereits erwähnten Verände- x 
tungen bei den Rücklagen sowie durch die Streichung der 
Soforthilfeabgabe um 2,9 Mio DM. Die Verbindlichkeiten 
gingen erheblich zurück, und zwar die langfristigenum 27Mio 
DM und die mittel- und kurzfristigen um rd. 5,3 Mio DM. 

In der Gewinn- und Verlustrechnung zeigt sich ein Anstieg 
der außerordentlichen Erträge um 2,8 Mio DM, zurückzu- 
führen auf Steuervergütungen und Auflösung von Rückstel- 
lungen für Steuern und Abgaben. Die Abschreibungen stiegen 
infolge der Anwendung des degressiven Abschreibungsver- - 
fahrens und durch Nachholen der Regelabschreibung bei An- 
lagen, auf die bereits die Sonderabschreibungen vorgenommen 
wurden, um 2,0 Mio DM. Durch die bereits erwähnte Zu- 
weisung zu der gesetzlichen Rücklage um 1,6 Mio DM wurde _ 
die Gewinn- und Verlustrechnung ausgeglichen. 


Die Zahl der am Schluß des Berichtsjahrs beschäftigten 
Arbeiter und Angestellten betrug 1083. Ot 


* 


Der Bericht über das 46. Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 1958 der Pfalzwerke AG, Ludwigshafen, ist 
‚wie immer sehr gut aufgebaut und durch aussagefähige statisti- e: 
sche Darstellungen über die wirtschaftliche und technische Ent- 
wicklung der Gesellschaft gekennzeichnet. Einleitend wird die NR 
wirtschaftliche Entwicklung des Pfälzer Raums analysiert.Hier- 
bei zeigt sich, daß die Stromabgabe im pfälzischen Versor- Iyr 
gungsgebiet des Unternehmens im Jahr 1958 eine Zuwachs- RE 
rate von tund 7,3 v.H. erreichte. Die gesamte nutzbare Hi. 
Abgabe fiel dagegen hauptsächlich durch den Rückgang der 
Abgabe an andere EVU außerhalb der Pfalz um 10,5 v.H. Die -» 
größte Steigerung haben wiederum die Tarifabnehmer mit 
17,0 v.H. zu verzeichnen. Die Abgabe an Sonderabnehmer stieg 
um 6,8 v.H., jedoch täuscht dieser Wert über die tatsächliche 
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46 rn Een ..Heft2vom 20.Januar 190°... E _lektrizitätswirtse 
Bilanz (in Mio DM) Gewinn-und Verlustrechnung (in Mio DM 
er 31. Dez..|31. Dez, |-+ Verän- 1. Jan. | 1. Jan. E 
1958 1957 |derungen “ bis bis -|+ Ver 
Er 31. Dez. |31: Dez. \der ng 
Aktiva | 1958 | 1957 
h Grundstücke und Gebäude 22,6 21,7 +,0,9 Erträge s = + EB 
5 Maschinen 39,5 378 + 2,4 9 = SE 4 
r -Hoch- u. Mittelspannungsleitungen 51,9 8,9 + 3,0 ER $ 132 II/1 AktG 3 a =; ® & 
. Ortsnetze 56,1° | SEITIC+ 42 rar > Be 
Transformatoren 11,8 11,3 SER, Erträge insgesamt : > 35,2 33,6 - 
Sonstige Anlagen I 7,6 + 0,3 - —— 
Neubauten z 5,2 za — 1,9 Aufwendungen - i; 
Beteiligungen 12,6 12,6 — 0,0 Pe Senhlankrand 10,7 9,9 +h 
‚ Anlagevermögen insgesamt 207,6” 1.1982 |. 4° 9,4 ken St = = & 0 
Vorräte 38 41 — 0,8 Sonstige Aufwendungen 6,2 5,5 
Anzahl 2,3 25 | 08 — 
Foidenngen 181 19,3 Er Aufwendungen insgesamt S SER. 31,3 = 
i Pappe Mittel Ra 22 98 Zuweisung zur freien Rücklage 0,3 E 0,4 
“  Umlaufvermögen insgesamt 28,4 26,8 + 1,6 Jahresgewinn 2,4= 4915 
S Rechnungsabgrenzung 1,8 ZI TER Diyigende 10. v.H. | 8v.H. 
S "Aktiva insgesamt \ 237,8 227,2 +10,6 er ;, rn 
Passiva iei € E a eh 
RE eistungspreis angeboten, der insgesamt die Erlöse in 
a eptel Tr; ER T “ Abnehmergruppe trotz der Kohlepreisstäigerung konstant! 
r NE Elfüngen % : 9.7 71 + 2.6 ‘ Die Tarifpreise- der Kleinstabnehmer \ wurden le 
 Wertberichtigungen 109,5 | 104,5° | + 5,0 angehoben. LER, 2 
©; Motschüsse auf künftige Betriebslei- An en Bi Die Gesellschaft versorgte Ende des Jahres. 168 Städte R 
- Tickerllungen : 93 68 >e 25 Gemeinden mit eigenen Netzen sowie 451 Konzessiönsne 
Langfristige Verbindlichkeiten 57,6 53,3 SE; 43 mit 128000 Tarifabnehmern und 587 Sonderabnehmern. 
: Kurzfristige Verbindlichkeiten 7,2. 12,5 — 53 Die stärksten Investitionen erfolgten im Bereich der 
5 eng Sy 2 N “ netze. Hier konnte die Umstellung 0 380/220 V, die schon« 
BE s 2 En Jahren durchgeführt wird, abgeschlossen werden. VomBr 
Passiva insgesamt 237,8 :| 227,2 | +10,6 Anlagenzugang in Höhe von 19,8 Mio DM entfielen 


46 v.H. auf den Ausbau der Ortsnetze. Im Zuge der gestiegei 

"Entwicklung des industriellen Standes im PfälzerRauminsofern, Leistungsanforderungen mußte auch der nördliche 110- 

„als diese Zahl hauptsächlich durch die starke Zunahme des Ver- _ Ring weiter entwickelt werden. Die vorhandene 110-kV-I 
brauchs der Nato-Streitkräfte im Versorgungsgebiet der Pfalz- tung ist schon 45 Jahre alt und genügt somit nicht mehr. 

- werke verursacht wurde. Tatsächlich eins nämlich die indu- gestellten Anforderungen. Das 20-kV-Netz wurde erheb 

“strielle Abgabe um 0,4 v.H. leicht zurück. Einen guten Über- : erweitert und durch Ringschlüsse und Querverbindungen 

‚blick über die Entwicklung der wichtigsten Werte in. den _mascht: Im Mittelspannungsbereich wurden dabei 37 n 

‚letzten drei Jahren gibt die unten aufgeführte Aufstellung. Umspannstationen erstellt und 62 Stationen erweitert. Geg 

Bei den Strompreisen erhöhte sich im Berichtsjahr infolge der _ wärtig verfügt die Gesellschaft über 20 Großumspanner ri 

- Kohlenpreissteigerung der Arbeitspreis der Sonderabnehmer 410 MV A Leistung und 1520 Ortsumspanner mit rd. 250 M E 

‚ 

3 


 um0,1 Pf/kWh. Den Wiederverkäufern wurde einneuer Zonen- Leistung. 


Verändelung gegen Vorjabg 


1956 1957 
Mio kWh Mio kWh 


1958 
MiokWh 


Enbeschafung von fremden Werken und h 
„ Bezug von stromerzeugenden Beteiligungs- S x i "a 
unternehmen 764,2 850,1 760,8 s SHIN - 210558 
Netzverluste und Zählerdifferenzen 46,4 47,0 42,3 ı . > 
Gesamte nutzbare Abgabe 717,8 803,1 718,5 -+11,9 10,54 
- Verluste v.H. 6,1 Sn 
 Stromabgabe an Wiederverkäufer (Städte u. 
Gemeinden mit eigenen Verteilungsnetzen) 397,1 
. Stromabgabe an industrielle Sonderabnehmer 154,5 
Stromabgabe an Tarifabnehmer 76,3 
Verkaufan unmittelbare Stromverbraucher insges. 230,8 
‘Verkauf im Versorgungsgebiet Pfalz 627,9 
‚= Eigenverbrauch 2,0 
Abgabe im Versorgungsgebiet Pfalz 629,9 
ke Abgabe an Werke außerhalb des pfälzischen 
N Versorgungsgebietes 
> a Gesamte nutzbare Abgabe 


Jahteshöchstlast kW 


52... > Benutzungsstunden h 


153,8 
4397 


x: 


Ben Umlaufvermögen hat sich der Tees für die Vorräte 
d Forderungen vermindert, während die flüssigen Mittel er- 


Jlich gestiegen sind. Insgesamt darf man feststellen, daß die 
anzstruktur und auch die Finanzlage des Unternehmens be- 
chtlich verbessert werden konnten. Dies’ zeigt sich auch im 
‚rhältnis von Eigen- zu Fremdmitteln sowie von langfristi- 
n zu kurzfristigem Kapital auf der Passivseite. Hierbei ist vor 
er der Anteil des kurzfristigen Fremdkapitals gesunken, so 
Pane Konsolidierung der Verbindlichkeiten erreicht wurde). 
£ freien Rücklage erfolgte eine Zuweisung in Höhe von 
h Mio DM. Die Pensionsrückstellungen wurden um 2,6 Mio 
M auf 9,7 Mio DM erhöht. Die a stiegen 
sktiv um 5,0 Mio DM. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung schließt mit einem Jahres- 
winn von 2,4 Mio DM ab, wobei vorab noch 0,3 Mio DM der 
ien Rücklage Sapchuckz wurden. Auf das Aktienkapital 
n24 Mio DM wurden 10 v.H. Dividende verteilt. 

Die Zahl der Beschäftigten belief sich Ende 1958 auf 485 An- 
stellte und 582 Arbeiter; davon waren 249 länger als 25 Jahre 
' Unternehmen tätig. Or 


ıvestitionen in der westdeutschen 


nergiewirtschaft DK 31:336:620.,9 


Das Statistische Bundesamt stellt in einer Sonderuntersu-- 


ung fest, daß die Aktiengesellschaften der Industrie im Jahr 
58 wie auch im vergangenen Jahre ihre Investitionen voll aus 
bschteibungen, aus den Erträgen und aus der Aufnahme von 
uem Grundkapital oder aus langfristigem Fremdkapital finan- 
ren konnten. Die 1248 untersuchten Aktiengesellschaften 


ben i im Jahr 1958 insgesamt 7,9 Mrd DM investiert. Während. 


e Gesellschaften, insgesamt gesehen, “ihre Neuanlagen zu 


2 v.H. aus Abschreibungen, zu 8,3 v.H. aus sonstigen Eigen- - 


‚ellen (Ethöhung der Rücklagen, Gewinnvorträgen, Wertbe- 
htigungen, langfristigen Rückstellungen und Sozialverbind- 
keiten) finanziert haben und die restlichen 33,6 v.H. aus 
emdkapital stammten, hat die Energiewirtschaft etwas andere 
len aufzuweisen. Sie finanzierte ihre Neuanlagen zu 63,2 

. aus Abschreibungen, zu 12,5 v.H. aus „sonstigen“ Quel- 

ı und zu 31 v.H. aus Fremdkapital. Die Elektrotechnik liegt 
it 76, 7 w.H. bei den Abschreibungen, mit 29,2 v.H. bei den 


onstigen‘‘ Geldquellen und zu 47,5 v.H. beim Fremdkapital 


llig’anders.und hat eine Überdeckung buchen können, Wie- 
rum anders verhält es sich mit dem Bergbau, der seine Neu- 
lagen zu 86,3 v.H. aus Abschreibungen finanziert hat, aber 


"7,4 v.H. an Eigenmitteln einbüßte, so daß nur 78,9 v.H. für 


> Anlagenfinanzierung zur Verfügung standen. Die zur Grup- 

‘der Erdölverarbeitung gehörenden Unternehmungen konn- 
ihre Neuanlagen nur zu 36,5 v.H. aus Abschreibungen und 
3,5 v.H. aus sonstigen Eigenmitteln finanzieren. 


Im ganzen haben die Industrie-Aktiengesellschaften im Jahr 
58, wie gesagt, rd. 7,9 Mrd DM gegen 7,8 Mrd DM im Vor- 
ır investiert. Die Eaergiev ersorgungs-Aktiengesellschaften 
ben davon im Jahr 1958 rd. 1,36 Mrd DM Neuanlagen ge- 
haffen gegen 1,22 Mrd DM im Vorjahr; das sind rd. 11,9 v.H. 
hr. Der Bergbau hat ausweislich der Statistik in der gleichen 
it nur 0,99 gegen 0,96 Mrd DM investiert. 


ie Entwicklung der Zechenkräftwirtschaft 
st Montanunion DK 658.14:622.33(4) 


In den sieben Jahren (1952 bis 1958) des Bestehens der Mon- 
junion hat der Kohlenbergbau der Gemeinschaftsländer In- 
stitionen in der Gesamthöhe von rd. 3,2 Mrd Rechnungs- 
heiten (über 13 Mrd DM) vorgenommen. Hiervon entfielen 
5 Mio Rechnungseinheiten oder fast ein Viertel auf Investi- 
nen für die Zechenkraftwirtschaft. In dieser Zeit hat sich die 
3hlenförderung kaum verändert, während die Stromerzeu- 
ng. der Zechenkraftwerke von 17 Mrd kWh im Jahr 1952 
f über = Mrd kWh im Jahr 1957 zunahm. Auf Grund der 


yDie. ißfstigen Verbindlichkeiten zeigen eine Erhöhung um 


E.> DM, während die ‚kurzfristigen um 5,3 Mio DM fielen 


TE a BEE ET 
N, - 


ar 2 x ERBEN = u hr 
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getätigten und für.die nächste Zukunft geplanten Investitionen SE 


glaubt die Hohe Behörde mit einem weiteren starken Anstieg = 
dieser Stromerzeugung auf wenigstens 40 Mrd kWh im Jahr - 
1962 rechnen zu können. Der Anteil der Zechenkraftwerke an a 
der gesamten Kraftwerksleistung und an der Gesamtstrom- E 
erzeugung der Gemeinschaft dürfte in den kommenden Jahren: > 
leicht zunehmen. _ ne 


Diese Feststellungen ergeben sich aus einem Vergleich des 
Berichts der Hohen Behörde über die Investitionserhebung — = 
1959%)- mit ihren früheren Veröffentlichungen und mit dm ° 
letzten Bericht des Elektrizitätskomitees der OEEC?). Die An- ‚,. , - 
gaben -über die Entwicklung der Investitionen des Stein-. = = 
kohlenbergbaus i in den Montanunion-Ländern insgesamt und ° 
in der Bundesrepublik sind in Zahlentafel 1 zusammerige- _ 
faßt, aus der hervorgeht, daß 1959 sowohl die Gesamtinvesti- - 
tionen als auch die Investitionsaufwendungen für die Zechen- ı. > 
kraftwirtschaft einen Höhepunkt erreicht haben dürften. Für . 
das Jahr 1960 wird jedoch nach den von der Hohen Behörde = = 
angestellten Erhebungen mit einem scharfen Rückgang der In- -  _ 
vestitionen gerechnet. Hiernach werden im Gesamtraum der _ 
Gemeinschaft die Investitionen des Steinkohlenbergbaus we- 
sentlich niedriger liegen als in irgendeinem anderen Jahr seit. - 
Bestehen der Montanunion. Dabei ergibt sich jedoch die Frage, _ 
ob nicht die Vorausschätzungen unter dem Eindruck der Ab- 
satzschwierigkeiten bei der Kohle übermäßig pessimistisch aus- - = 
gefallen sind. Aus dem Bericht der Hohen Behörde. geht in 
diesem Zusammenhang hervor, daß in den v ergangenen, meist 
unter dem umgekehrten Vorzeichen des Kohlenmangels stehen- 
den Jahren die tatsächlichen Investitionen zwischen 15 und 25° 


'v.H. hinter den Vorausschätzungen zurückgeblieben sind. 

Zahlentafel 1 zeigt ferner, daß in den Gene = = 
insgesamt und besonders in der Bundesrepublik der Anteil der ET 
Zechenkraftwirtschaft an den Bergbauinvestitionen abgenom-. © Be 


men hat und daß bis 1956 dieser Anteil in der Bundesrepublik = 
höher war als im Durchschnitt aller Montanunion-Länder, scta= 
dem aber niedriger liegt. Nach Berechnungen des Verbandes 
kommunaler Unternehmen beläuft sich der Investitionsbedarf ° 
für den Ausbau der Zechenkraftwerke auf Grund der bekannt- 
gewordenen Vorhaben des westdeutschen Bergbaus im Zeit- 

raum 1958 bis 1970 aufrd.2 Mrd DM. Der sich daraus ergebende # 
mittlere Jahreswert in Höhe von rd. 170 Mio DM oder rd. 
40 Mio EZU-Einheiten liegt wesentlich unter -den = ver 
zeichneten Investitionsaufwendungen. BR a - 


Ein Vergleich der Zahlen der En der 
Hohen Behörde mit den Investitionsangaben des letzten: Jahres: . > 
berichts des OEEC-Elektrizitätskomitees läßt die Bedeutung = 
der Zechenkraftwerke im Rahmen der Gesamtinvestitionen für - 


die Stromversorgung der Montanunion-Länder erkennen. = = 
Zahlentafel 2 macht ersichtlich, daß in der Bundesrepublik RS 
der Anteil der Zechenkraftwerke an den gesamten Elekttizitäts- ER | 


investitionen rd. doppelt so hoch wie in den anderen Ländern _ 
der Gemeinschaft liegt. Im Zeitraum von 1956 bis 1959 haben 
die Zechenkraftwerke der Bundesrepublik rd. ein Viertel der 

gesamten Investitionsaufwendungen für Wärmekraftwerkeklas- » >: 


sischen Stils in Anspruch genommen gegenüber knapp einem > Be 
Fünftel i in der Montanunion insgesamt. ix “ \ 
Die installierte Leistung der Zechenkraftwerke dürfe: B 
sich nach den neuen Erhebungen der Hohen Behörde in dem - 
in Zahlentafel 3 wiedergegebenen Umfang entwickeln. 
Hiernach wird die Kraftwerksleistung des Kohlenbergbaus so- 
wohl in den Montanunion-Ländern insgesamt als auch in der: 
Bundesrepublik etwas langsamer zunehmen als nach der vor- 
herigen Investitionserhebung 1958 (die folgende Werte für An- 
fang 1962 ergab: Montangemeinschaft insgesamt 9050 MW; 
Bundesrepublik 4634 MW) zu erwarten war. In diesem Zu- Ss 
sammenhang kann auch darauf hingewiesen werden, daß die 


> 


1) Hohe Behörde der Europäischen Gemeinschaft für Kohleund . . 
Stahl, „Die Investitionen in den Kohle- und Stahlindustrien’der Ge-  *- 
meinschaft — Bericht über die Erhebung 1959 — Stichtag: 1: 5, 
1959“. Luxemburg, Juli 1959 

2) The Electricity Supply Industry in Europe, I9th Enquiry 1956 — 

1963. Paris. Februar 1959; siehe auch Elektrizitätswirtschaft Bd. 58 > 
(1959), S. 669 ff. und S. 702 fi. ; er 


Jahr 


1952 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 
1958 

1959») 
1960?) 


1) Rechnungseinheiten der Europäischen Zahlungs-Union bzw. des Europäischen Währungsabkommens. 1 Einheit = 1 US $ bzw. 4,20. 
2) Vorgesehene Investionsaufwendungen 


Gesamtinvestitionen des 
Steinkohlenbergbaus 


Montanunion 


496 
482 
445 
408 
404 
471 
472 
509 
376 


Bundestepublik 
einschl. Saarland 


Mio Rechnungseinheiten!) 


174,7 
210,2 
215,4 
207,8 
206,5 
259,5 
265,4 
307,8 
214,4 
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Zahlentafel1. Entwicklung der Investitionen des Steinkohlenbergbaus in der Montanunion 


135 
114 
112 

80 

94 
117 
123 
126 


Investitionen in der Zechenkraftwirtschaft 


in v.H. der Gesamtinvestitionen 
des Steinkohlenbergbaus 


Montanunion Bundesrepublik Montanunion Bundesrepubl 
einschl. Saarland einschl. Saarlanc 
Mio Rechnungseinheiten!) v.H. vH 
5989 DD ; 30,5 s 
5955 23,7 264° 
66,6 22, 30,9 
Sl 19,6 24,93 
5933 2 25,82 
64,1 24,8 24,7 
58,8 5 2er 22,2 
-68,9 24,8 22,4 
49,2 22,6 229 


85 


'Investitionserhebung 1957 schon für Anfang 1961 folgende 
. Kapazitäten voraussah: Montangemeinschaft insgesamt 8908 


9 MW: Bundesrepublik 4646. MW. 


Zahlentafel 3. Voraussichtliche Entwicklung der installierten 


- Anfang 


1954 
1955 
1956 
1957 
1958 
19591) 

19608) 

19613) 
19624) 
19631) 


im Jahre 1959 


Bundesrepublik 
einschließlich Saarland 


Montanunion- 
Länder 
insgesamt 
MW MW 
4448 | 1946 
4968 2254 
5429 2422 
5513 2526 
6056 3051 
6736 3364 
8022 3828 
8503 4194 
8868 4579 
8992 4608 


2) voraussichtliche Kanazititsentwicklung 


a Leistung der Zechenkraftwerke nach der Investitionserhebung 


in v.H. der 
gesamten Mon- 
tanunion-Länder 


en $ \ = 


44 


45. 


45 
46 
50 
50 
48 
49 
52 
51 


Auf Grund der Ergebnisse der neuen Untersuchung der 


"Hohen Behörde wird der Anteil der Bundesrepublik an der 


Gesamtleistung der Zechenkraftwerke der Montangemeinschaft 
weiter zunehmen und 1962 mehr als die Hälfte dieser Leistung 
auf die Bundesrepublik entfallen. Nach früheren Ankündigun- 


stieg von 4761 h im Jahr 1955 auf 5036 h im Jahr 195 


Vlraef han zurückzuführen sein. 


gen der Bergbau-Elektrizitäts-Verbundgemeinschaft — BEV 
soll die Kraftwerksleistung des Ruhrbergbaus, auf den übeı 
v.H. der Zechenkraftwirtschaft des Bude entfalle 
von rd. 3 Mio kW im Jahr 1958 auf voraussichtlich 7 Mio k 
im Jahr 1970 gesteigert werden. Ein Vergleich der Anga 
der Hohen Behörde mit den entsprechenden Werten des OE 
Berichts zeigt, daß Ende 1958/Anfang 1959 sowohl i 
Bindesrepublie als auch in der Montangemeinschaft i insges 4 
rd. 17 v.H. aller Wärmekraftleistung in den Kraftwerken d 
Steinkohlenbergbaus installiert waren, und dieser Antei 
den kommenden Jahren noch leicht ansteigen dürfte. Die \ 
ausschätzungen sehen für Ende 1962/Anfang 1963 folgen 
Werte vor: Bundesrepublik 18,4 v.H. und Montanunion 
v.H. Aus den Investitionserhebungen der Hohen Behörde 
ferner zu ersehen, daß die mittlere Benutzungsdauerd 
Zechenkraftwerke in der Montangemeinschaft (nach einem 


4530 h im Jahr zurückgegangen ist, und daß sie im . 
1958 rd. 28,9 Mrd kWh erzeugt haben, wovon die Bergwet. 
selbst Knapp die Hälfte abe cd Im Jahr 1957 hatten 
Zechenkraftwerke der Gemeinschaftsländer 29,1 Mrd kWh 
zeugt und davon 58,5 v.H. verkauft. Der Erzeugungsrückga 
1958 gegenüber 1957 dürfte in erster Linie auf die günstig 

Der spezifische Wärmeverbrauch der Zechenkrartei 
verbesserte sich im Mittel von 3556 kcal/kWh im Jahr 19 
auf 3492 kcal/kWh im Jahr 1958. Der Kohlenyerbrauch gir 
daher und als Folge der etwas verringerten Stromerzeuguf 
von 10,4 Mio tSKE im Jahr 1957 auf 10,1’Mio tSKE im Ja 
1958 zurück. Zum Vergleich kann erwähnt werden, daß d 
gesamte Kohlenverbrauch zur Stromerzeugung (öffentliche us 


En 


Zahlentafel 2. Elektrizitätswirtschaftliche Investitionen der Montanunion-Länder 


3. 


Gesamtinvestitionen | Gesamtinvestitionen Investitionen der Zechenkraftwirtschaft & 

der Elektrizitäts- in klassischen v DIE : Hd j 

ii wirtschaft Wärmekraftwerken in v. EL. der esamt- | in’y. EL der Gesang 
Jahr investitionen der investitionen in 
Blektrizitätswirtschaft klassischen 

Mio Rechnungseinheiten Wärmekraftwerken 

v.H. ver 

Bundesrepublik Deutschland ; 

1956 500 226 53 10,7 23 ‚6 

1957 524 238 64 1092 26,8 5 
1958 547 286 59 10,802. 20,6. 4 
1959 571 298 | 69 1241 2352 5 
B a 
Montanunion-Länder ingesamt : 4 | 

1956 1715 477 94 5,5 19,7: SE 
1957 1909 574 117 6,2 20,4 © 
1958 2064 651 123 6,0 185,9 Te 
1959 2267 697 126 5,6 18,1 4 


: ra f ER 
| - e ee j rear EI 
.ktrizitätswirtschaft ER IS 
| \ustrielle Kraftwerke) in den Montanunion-Ländern in diesen 
‚ıren von 53,9 auf 48,5 Mio t abnahm. Der Anteil der Kraft- 
‚rke am Gesamtkohlenverbrauch der Montangemeinschaft 
\ief sich in den beiden Jahren auf rd. 19 v.H. 


‚Unter Zugrundelegung der im Jahr 1958 verzeichneten 
ittleren Benutzungsdauer von rd. 4530 h glaubt die Hohe 
Hörde für 1962 mit einer Stromerzeugung der Zechen- 
"aftwerke von mindestens 40 Mrd kWh rechnen zu können. 
", wie schon erwähnt, im Jahr 1958 die Benutzungsdauer 
\e Zechenkraftleistung aber besonders gering war, dürfte diese 
»rausschätzung jedoch zu niedrig sein. In ihrem Bericht über 
\: Investitionserhebung 1958 hatte die Hohe Behörde unter 
nahme von 5036 Benutzungsstunden und optimistischeren 
Draussetzungen über die Leistungsentwicklung schon für 1961 
re Erzeugung der Zechenkraftwerke in den Gemeinschafts- 
ıdern in Höhe von 44 Mrd kWh vorausgesagt. Nach den 
yrausschätzungen des Elektrizitätskomitees der OEEC dürfte 
'h die Gesamtstromerzeugung dieser Länder im angegebenen 
hr auf rd. 308 Mrd kWh belaufen, Der Anteil der Zechen- 
aftwerke an der gesamten Elektrizitätsproduktion im Bereich 
'r Kohle- und Stahlgemeinschaft wird damit leicht von 12,4 
'H. im Jahr 1958 auf über 13 v. H. im Jahr 1962 zu- 
'hmen. Nach den erwähnten Mitteilungen der BEV werden 
e Stromerzeugung des Ruhrbergbaus von 13 Mrd kWh im 
"hr 1958 voraussichtlich auf 42 Mrd kWh im Jahr 1970 und die 
bgaben an das öffentliche Netz von 7,5 Mrd kWh (rd.58v.H.) 
{f 27 Mrd kWh (rd. 64 v.H.) ansteigen. 


‚In verschiedenen Fällen hat die Hohe Behörde durch Ge- 
ährung von Anleihen zu günstigen Bedingungen zur In- 
sstitionsfinanzierung der Zechenkraftwirtschaft beige- 
agen. Von ihren bisherigen Gesamtausleihen in Höhe von rd. 
!8 Mio Rechnungseinheiten flossen 46,31 Mio Rechnungs- 
aheiten oder rd. 20 v.H. den Kraftwerksinvestitionen des 
einkohlenbergbaus in den Ländern der Montangemeinschaft 
ı. Die letzte, im Jahr 1958 von der Hohen Behörde auf- 
:nommene Anleihe im Betrag von 50 Mio Rechnungsein- 
:iten wurde ausschließlich zur Finanzierung von Investitionen 
- Schachtanlagen sowie in der Eisen- und Stahlindustrie ver- 
endet. H.W.. Oberlack, Paris 


us der schweizerischen Elektrizitäts- 
irtschaft DK 621.31(494) 


Nach dem infolge geringer Niederschläge energiewirtschaft- 
-h ungünstigen Halbjahr 1957/58 führten die ergiebigen Re- 
nfälle und die infolge der Hitze starke Schneeschmelze in den 
ergen im Sommer 1958 zu einer guten Ausnutzung sowohl der 
aufwasser- als auch der Speicherwerke. Die gute Wasserfüh- 
ng im Oktober und November 1958 ermöglichte eine weit- 
'hende Schonung der Speicherreserven (Anfang Mai 1959 
ithielten die Speicherbecken noch eine Arbeit von 670 Mio 
Wh gegenüber 364 Mio kWh im vorigen Jahr), die noch 
t Auffüllung der Speicherseen im Sommer 1960 zugute 
ymmen werden. Dies ist um so erfreulicher, als infolge des 
ilden Winters die Schneeschmelze gering sein wird. 
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Für die nächsten Jahre ist damit zu rechnen, daß sich Bedarf 
und Dargebot wieder ausgleichen werden; dies ergibt sich aus 
der starken Ausweitung der Erzeugungskapazität, vor allem 
des Speichervermögens, sowie aus der leichten Abschwächung 
der Konjunktur, die, wie in den meisten Ländern Europas, 
auch in der Schweiz zu verzeichnen ist und sich in einer lang- 


sameren Zunahme des Verbrauchs an elektrischer Energie 


auswirkte. Wie aus Zahlentafel 1 ersichtlich ist, stieg der 
Verbrauch im Wasserwirtschaftsjahr 1957/58 nur noch um 
3,4 v.H. gegenüber dem Vorjahr. 


Die 14 im Jahr 1958 in Betrieb genommenen Kraftwerke 
haben die mittlere Jahreserzeugungsmöglichkeit um 828,5 Mio 
kWh vergrößert; das sind 4,7 v.H. Davon beträgt der Zuwachs 
aus Speichern 497,5 Mio kWh. Am 1. Januar 1959 befanden 
sich weitere 17 Kraftwerke mit einer mittleren möglichen Jah- 
reserzeugung von 6185,2 Mio kWh im Bau (davon 3003,0 Mio 
kWh aus Speichern), von denen bis August 1959 zwei dem Be- 
trieb übergeben worden sind. Bei zwei weiteren Werken wurde 


in den ersten Monaten des Jahres 1959 mit den Bauarbeiten 


begonnen, bei sieben Werken setzten die Vorarbeiten ein. 


Die umfangreichen Neuanlagen haben zur Folge, daß die In- 
vestitionskosten für die Erzeugung elektrischer Energie ständig 
zunehmen. Die neuen Kraftwerke liefern im Verhältnis zu den 
alten Werken rund doppelt so teure Energie, obwohl die neue- 
sten Kraftwerksanleihen des Jahres 1959 zu 3!/, v.H. aufgelegt 


werden konnten. Langfristige Obligationsanleihen waren im 
Jahr 1957/58 vorübergehend auf 41/, v.H. angestiegen; der 


Zinssatz konnte jedoch wieder gesenkt werden. Der Steigerung 
der Erzeugungskosten steht auf der anderen Seite eine Ver- 


ringerung der durchschnittlichen Erlöse je kWh innerhalb der 
letzten zwei Jahrzehnte infolge Verbrauchssteigerung bei billi- 


gem Wärmestrom und infolge degressiver Preisabstufungen 
gegenüber. Die Folge ist, daß bereits eine Reihe von Elektrizi- 


tätswerken sich veranlaßt gesehen hat, die Preise für Elektrizität 
den veränderten Verhältnissen anzupassen und ihr Tarifgefüge 


zu überprüfen; es erscheint unvermeidlich, daß in den nächsten 
Jahren bei den meisten der Werke die Tarife erhöht werden. 
Trotz allem werden die Energietarife auch nach den Erhöhun- 


gen noch zu den billigsten des europäischen Kontinents ge- 


EN, 


{ad 


hören. Die Kommission für Energietarife, die bereitsimvorher- 


gehenden Jahr Empfehlungen für Preis- und Tarifanpassungen 
herausgegeben hatte, stellte Entwürfe zu Normalverträgen für - 


Wiederverkäufer und Großbezieher auf, die zu Beginn des 
Jahres 1959 genehmigt wurden. Der von der Kommission 


empfohlene Grundpreistarif hatsich bewährt und wurde bereits 
von fast einem Drittel der Mitgliedwerke des VSE eingeführt. \ 
Auf dem Gebiet der Erzeugung elektrischer Energie in 


Atomkraftwerken wurde auf der ordentlichen Generalversamm- 
lung des Verbandes Schweizerischer Elektrizitätswerkel), die 
vor allem im Zeichen einer Diskussion über den Standort und 


die Entwicklungstendenzen der schweizerischen Elektrizitäts- 


wirtschaft stand, die Meinung vertreten, man müsse sich so 


lange auf die Errichtung von Versuchskraftwerken einstellen, 


ı) Vgl. Bulletin SEV Bd. 50 (1959), S. 857 bis 880 


Zahlentafel 1. Abgabe elektrischer Energie aller schweizerischer Elektrizitätswerke, 1956/57 und 1957/58 


1956/57 
Mio kWh 


aushalt, Gewerbe, Landwirtschaft 5997 
hnbetriebe 1285 
dustrie: 

allgemeine 2614 
chemische, metallurgische 

und thermoelektrische Anwendungen, 

jedoch ohne Elektrokessel 2983 


ektrokessel 403 
:samte Inlandabgabe zuzüglich 
Eigenverbrauch der Werke und Verluste 
jergieausfuhr 


15240 
1909 


Abgabe im Wasserwirtschaftsjahr 


1957/58 
Mio kWh 


Verbrauchsänderung 1957/58 gegenüber 1956/57 


Winterhalbjahr Ganzes Jahr 
v.H. : 


Sommerhalbjahr 
v.H. 


6322 + 6,6 + 41 +54 
1289 60 2-03 7:08 
2674 EA AR + 
2954 4,4 — 06 EN 
485 48,3 Ep] +.20,3 
15761 +32 BUN + 3,4 
2658 a1 1538 + 39,2 
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bis zumindest die Frage geklärt ist, welcher Reaktor sich am 
besten zur Erzeugung elektrischer Energie eignet. Die Ansicht 
weiter Kreise, der Ausbau der Wasserkräfte könne im Hinblick 
auf die zukünftige Energiequelle Atom vernachlässigt werden, 
wurde Burichscwiesen. da nicht einmal in Ländern, in den 
die Entwicklung der Ben weiter vorgeschritten sei, 
derart vorgegangen würde. Schließlich sei die Wasserkraft die 
einzige einheimische Energiequelle, die die Schweiz nicht in 


Abhängigkeit vom Ausland bringen würde. 


Bei der Atomgesetzgebung hat der VSE eine \e Änderung des 
Entwurfs für ein Bundesglsciz über die friedliche Verwendung 
der Atomenergie und den Strahlenschutz erreicht. Der den eid- 
genössischen Räten vorgelegte Gesetzesentwurf des Eidgenös- 
sischen Politischen Departements wurde in den folgenden Punk- 


‚ten abgeändert: Die Kausalhaftung der Anlageninhaber wurde 


auf 30 Mio sfr, den Betrag, den die Versicherungsgesellschaften 
decken, beschränkt. Bei Überschreitung dieser Schadensgrenze 
wird von der Bundesversammlung eine Entschädigungsord- 
nung aufgestellt; der Bund kann einen Beitrag zur Deckung 
des überschießenden Schadens leisten. Weiterhin wurde die 


. Verjährungsfrist von 30 auf 10 Jahre heruntergesetzt. Der da- 
. mit entstehenden Gefahr für die Versicherten soll dadurch be- 


gegnet werden, daß Schäden, die nach Ablauf dieser Frist auf- 


. treten, bei einem Fonds für Atomspätschäden angemeldet wer- 
den. auf Fonds soll aus Beiträgen der Versicherungsnehmer 
- gespeist werden. 


PN 
f 


Um die Forschung weiterzutreiben und um Erfahrungen zu 
sammeln, haben sich verschiedene große Elektrizitätswerke mit 
‚einer Versorgungskapazität von rd. 75 v.H. des schweizeri- 
schen Elektrizitätsbedarfs zusammengeschlossen und die Suis- 
atom AG gegründet mit dem Ziel, ein Kernkraftwerk zu bauen, 
des zunächst eine Wärmeleistung von ‚65 MW, später von 
93 MW haben soll. Verschiedene andere Elektrizitätswerke, die 
im Verein mit Kreisen der Industrie und Wissenschaft die 


Energie Nuckeaire $S. A. gegründet haben, werden in der West- 
0. schweiz einen Versuchs-Leistungsteaktor 'bauen. Sämtliche 


- Elektrizitätswerke haben sich bekanntlich über die Reaktor- 
‚Beteiligungs-Gesellschaft (RBG) an der Reaktor AG in Würen- 
lingen beteiligt. Die Mittel für die Finanzierung der verschie- 


denen Projekte fließen zum Teil aus Krediten, die am 19. März 
und 2. Oktober 1958 von den eidgenössischen Räten bewilligt 
- . worden waren — es handelte sich um einen Gesamtbetrag von 


85 Mio sfr —, sowie aus Mitteln der Suisatom AG, die nach dem 
Beitritt verschiedener Elektrizitätswerke auf die seinerzeit für 
nötig erachteten Bundesmittel verzichtete. Einen Kredit von 
„70 Mio sfr haben die Energie Nucleaire S. A. und das ‚„‚Konsor- 
'tium für die Erstellung eines Versuchsatomkraftwerkes“ für 
“ die Errichtung einer Reaktor- Nessuchsanlage beim Bundesrat 
beantragt. 


‚In letzter Zeit wurde an die schweizerische Elektrizitäts- 
‚wirtschaft von zwei Seiten das Verlangen nach vermehrter 
oe herangetragen. Es handelt sich hierbei um die Kreise 
des Nätur- und Heimatschutzes einerseits sowie um 23 National- 


“ räte andererseits. Der Naturschutz fordert im Hinblick auf die 
Erstellung von neuen Kraftwerken einen Katalog von ünbe- 
"dingt zu wahrenden Naturschutzgebieten und hat auch bereits 

angefangen, einen solchen zusammenzustellen, ohne jedoch mit 

den Vertretern der Elektrizitätswirtschaft Fühlung genommen 

“zu haben. Nationalrat Schaller und 22 Mitunterzeichnete haben 

eine Interpellation eingereicht, in der die Schaffung eines Eid- 

... .genössischen Amtes für Energiewirtschaft verlangt wird. Dieses 

soll’alle energiewirtschaftlichen Aufgaben, die über den kanto- 

"nalen Bereich hinausgehen, behandeln. Damit wäre ein Macht- 

© zuwachs des Bundes verknüpft, der zu Lasten der Kantone und 

"Gemeinden sowie der Industrie ginge. Die Elektrizitätswerke, 
‚die heute zu mehr als drei Vierteln in der Hand der Kantone 


und Gemeinden sind, weisen demgegenüber darauf hin, daß 


"ein gewisser Wettbewerb sich bis jetzt auch ohne die Möglich- 
‚ keit zwingender Bundesvorschriften günstig ausgewirkt habe. 


Sie warnen vor einer zu großen Ausweitung der Bundeskompe- 


tenzen, zumal die guten Absichten der Interpellation auch ohne 


Vergrößerung des bestehenden Behördenapparates verwirk- 
licht werden könnten. Rö 


Bonk änliches 


Am 31. Dezember 1959 ist das Vorstandsmitglied der Rhı 
Main-Donau AG, München, Direktor Dipl.-Ing. Man 
Tunkel, in den Ruhestand getreten. Er leitete seit dem Jahr 1 
die Abteilung Energiewirtschaft und Kraftwerksbau und - 1 
trieb des er und hat nebenamtlich als Dozent 
technische Mechanik am Oskar-von-Miller- Polytechnikum 
München gewirkt. 2 


Besondere Verdienste hatsich Direktor Tinkol um die vol 
erworben. Er war Mitglied des Fachausschusses ‚‚Kraft- ı 
Wärmewirtschaft‘“ und des Sonderausschusses „Wasserkra; 
Die Gründung des Arbeitsausschusses „Thermodynamis 


Meßmethoden“ geht auf seine Anregung zurück. i 
g 


x 


- u 
Die vier Industriebetriebe der Deutschen Continental-G 
Gesellschaft, Düsseldorf, — Voigt & Haeflner AG, Frankt 
am Main, Schorch-Werke AG, Rheydt, Askania-Werke . 
Berlin, Kabelwerk Vohwinkel GAbH, Wuppertal-Vohwinl 
— sowie die Continental-Elektroindustrie-Gesellschaft m.b. 
Düsseldorf, sind mit Wirkung vom 1. Januar 1960 in 
Continental Blektroindustrie Aktiengesellschaft, Düsseldorf, zus: 
mengefaßt worden. Anstelle und am Sitz der bisherigen Ges 
schaften wurden Zweigniederlassungen der Conti Elektro. 
richtet. Die Mitglieder der Vorstände und Geschäftsführung 
der bisherigen Gesellschaften sind zu Mitgliedern des Dir 
toriums für den Bereich der jeweiligen Zweigniederlassung‘ 
ter Erteilung einer Sondervollmacht ernannt worden. 


Der Vorstand besteht aus folgenden Mitgliedern: Dr.-I 
E.h. August Ulloth, Prof, Dr.-Ing. Hellmuth Raymund, Prof. I 
Ing. Karl Brinkmann, Karl Goedel und Dr. jur. Ferbert Flausmi 


Der Vorsitzer des Aufsichtsrats ist Dr. jur. Dr.-Ing. a 
Johannes Darge. 


Aus der Arbeit der VDEW 


Energie-Enquete 


Durch einen Beschluß des Deutschen Bundestages v 
12. Juni 1959 wurde die Bundesregierung ersucht, eine Un 
suchung über die Entwicklung der gegenwärtigen und der 
künftigen Struktur von Angebot und Nachfrage in der Ener; 
wirtschaft der Bundesrepublik durchzuführen. Entsprecht 


diesem Beschluß des Bundestages hat der Bundesminister. 


Wirtschaft im Oktober 1959 der Arbeitsgemeinschaft Deutse 
WirtschaftswissenschaftlicherForschungsinstitute dieDurchf 
rung der Untersuchung und die Anfertigung eines entsprech 
den Gutachtens übertragen. Die Arbeitsgemeinschaft hat ihi 
seits sechs der ihr angeschlossenen Institute in die Arbei 
eingeschaltet. Bei der Aufteilung der Arbeitsgebiete unter 
beteiligten Institute ist dem Energiewirtschaftlichen Institut 
der Universität Köln in Gemeinschaft mit dem Rheinisch-W 
fälischen Institut für Wirtschaftsforschung in Essen unter 
derem die Untersuchung des Elektrizitäts- Sa Gassektors ül 
tragen worden. Die Untersuchungen müssen bis zum 1. ] 
1961 abgeschlossen sein. N 


Das Energiegutachten hat nicht die Baar eine enef, 
politische Konzeption vorzuschlagen. Es soll vielmehr. 
Regierung die sorgfältige Fachkenntnis vermitteln, auf dert 
langfristig orientierte Energiepolitik aufgebaut Werden kat 

Es geht nicht um die Feststellung der Ertragslage der ein 
nen Energiezweige, sondern darum, zu klären, welche Stell 
die verschiedenen Energieträger zus Grund ihrer kostenm 
gen Voraussetzungen im künftigen Wettbewerb voraussi 
lich haben werden. Die Kenntnis der in dem Gutachten zu 
arbeitenden Fakten wird daher für die langfristigen Disposi 
nen auch aller EVU von großer Wichtigkeit sein. Der Vorsitz 
de der VDEW, Prof. W. Strahringer, Darmstadt, hat dem Ei 
giewirtschaftlichen Institut die Unterstützung der Unte 
chung durch den Verband zugesagt. Die Untersuchung 
nur bei einer kleinen, für die einzelnen Sparten der Elektrizit 
wirtschaft repräsentativen Auswahl von Werken durchgefi 


| 
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len. A SR bierfie” chen Werken wird sich die 
-häftsstelle zu gegebener Zeit gesondert in Verbindung 
R Lf 


1e Statistik-Verordnung 

ie Verordnung über die Statistik in der Elektrizitäts- und 
wirtschaft vom 22. November 1956 ist am 24. November 
) ausgelaufen. Sie wurde abgelöst durch eine neue Verord- 
2 vom 10. Dezember 1959, die am 24. November 1962 
»t Kraft treten wird. Die neue Verordnung, die im Bundes- 
iger Nr. 241 vom 16. Dezember 1959 verkündet wurde, 
‘rscheidet sich von der bisherigen, abgesehen von kleinen 
stischen Änderungen, nur dadurch, daß in den $ 3, der die 
ler Gaswirtschaft zu erfassenden Tatbestände behandelt, 
tzlich die Versorgung mit Erdgas, Erdölgas, Flüssiggas und 
ineriegas einbezogen wurde. : 


ı1e Einteilung der Abnehmergruppen in der VDEW- 
istik 

‘er FA „Statistik“ hatte gemeinsam mit Vertretern des FA 
‘omwirtschaft‘“ eine neue Einteilung der Verbrauchergrup- 
"erarbeitet, die bereits der Erhebung für das Jahr 1958 zu- 
ıde gelegt wurde, parallel mit der Erhebung nach der alten 
eilung. Es hat sich gezeigt, daß die Unterschiede nicht so 
gehend sind, daß ein Vergleich mit der Vergangenheit dar- 
“rt leiden würde, Deshalb soll jetzt die neue Einteilung den 
ftigen Erhebungen für die VDEW-Statistik zugrunde ge- 
Pwerden, 

undsätzlich wird die neue Einteilung es ermöglichen, die 
er Strombuchhaltung anfallenden Zahlen zu verwenden, so 
Schätzungen ah vermieden werden. Die nach- 
‚ende Übersicht zeigt die Neueinteilung: 


onderabnehmer 2. Tarifabnehmer 
1 Industrie 2.1 Haushalt 
2 Verkehr 2.2 Landwirtschaft 


2:3 Gewerbe 
darunter: 
2.31 Industrie 


3 öffentliche Beleuchtung 
AsonstigeSonderabnehmer 


2.32 öffentliche Beleuchtung. - 


7egen der näheren Erläuterungen über die Eingliederung 
‚Abnehmer in diese Abnehmergruppen und wegen der Be- 
dlung kombinierter Abnehmer wird auf die Erhebungs- 


en zur Betriebsstatistik verwiesen. Sa 


isindizes 

n statistischen Anhang (3) des VDEW-Mitgliederrund- 
"eibens Nr.1 vom Januar 1960, Preisveränderungen im Bun- 
Sebiet — Index 1938 — 100 — wird erstmals der Preis- 
>x für die Investitionsgüterindustrien ausgewiesen. Darin 
zeschlossen sind Stahlbau, Maschinenbau, Fahrzeugbau, 
ktrotechnik, Feinmechanik und Optik, Stahlverformung, 
=n-, Stahl-, Blech- und Metallwaren. Mit Bezug auf die Ver- 
ıdbarkeit des Index der Erzeugerpreise industrieller Pro- 
te wird auf den Beitrag „‚Wiederbeschaffungswerte in der 
stenrechnung“ in Elektrizitätswirtschaft Heft 1 vom 5. Ja- 
r 1960, S. 1/2 verwiesen. We 


zlaubigungspflicht VO 

Jie Physikalisch-Technische Bundesanstalt hat mit ihrem 
\. auch an die Elektrischen Prüfämter gerichteten Rund- 
reiben Nr. 27 vom 30. November 1959 „‚Richtlinien der Phy- 
lisch-Technischen Bundesanstalt für die Durchführung der 
lichen Beglaubigung und amtlichen Prüfung auf Grund der 
ordnung über die Beglaubigungspflicht von Meßgeräten 
Elektrizität vom 17. Juli 1959“ (Bundesanzeiger Nr. 138 
n 23. Juli 1959) bekanntgegeben. Die Richtlinien, an deren 
stellung die VDEW beteiligt war, geben Aufkliimdg über 
schiedene Fragen und Unklarheiten, Sie im eenulne 
der Price der Beglaubigungspflicht von Meßgeräten 
Elektrizität am 1. Januar 1960 entstanden waren. 

ie Richtlinien, die auch im nächsten Amtsblatt der Physika- 
n-Technischen Bundesanstalt abgedruckt werden sollen, 
nen beim Deutschen Eich-Verlag, Berlin W 30, Motzstr. 5, 
Sonderdruck bezogen werden. Bu 


Monatliche Schnelletatistik der VDEW, Dezember 1959 


‚und Jahr 1959 


Bundesrepublik einschließlich Saarland 

Die Brzeugung der Kraftwerke des Berichtskreises (rd. 98 v. H. 
der SfehdichenV ersorgung) stieg im Jahr 1959 gegenüber dem 
Vorjahr um 9,4 v.H. auf 62,4 Mrd kWh an. Somit erreichte der 


Jahreszuwachs wieder die Quote der vergangenen Jahre, nach- 


dem die Erzeugung des Jahrs 1958 gegenüber 1957 nur um 
2,5 v.H. gestiegen war. 

Die überaus ungünstigen Wasserverhältnisse des Jahrs 1959 
ließen die monatlichen Werte der Erzeugung in den Wasser- 
kraftwerken seit Februar 1959 ununterbrochen hinter den Wer- 


ten der entsprechenden Monate des günstigeren Vorjahts zu- 


rückbleiben. Den tiefsten Stand gegenüber dem Vorjahr er- 
reichten die Wasserkraftwerke im Oktober, in dem sie nur noch 


51 v.H. des entsprechenden Vorjahrsmonats erzeugt haben. 
Insgesamt verminderte sich die Elektrizitätserzeugung in den 
Wasserkraftwerken des Berichtskreises um 16,0 v.H. gegen- 
über 1958. Den Ausgleich übernahmen die Wärmekraftwerke, 


die ihre Erzeugung um 15,4 v.H. steigern konnten. 


Trotz des hohen Auftragseingangs bei der Industrie und der 
damit verbundenen schnellen Belebung der gesamten Wirt- 


schaft nach der spürbaren Verlangsamung im Wirtschaftsjahr 
1958 wuchs die Einspeisung aus Eigenanlagen der Industrie in 


das Netz des Berichtskreises fast im gleichen Verhältnis wie im __ 


Vorjahr. Die Industrie-Einspeisung Greiche 12540 Mio kWh, 
d. s. + 16,1 v.H. gegenüber 1958. 

Im Austausch über die Grenzen der Bundesrepublik ein- 
schließlich Saarland ergab sich seit Dezember 1958 bis Oktober 


1959 ein Einfuhrsaldo. Erstmals im November 1959 konnteein = 


Ausfuhrsaldo von 29 Mio kWh verzeichnet werden. Insgesamt 
erhöhte sich der Einfuhrüberschuß des Berichtskreises von 
1,93 Mrd kWh (1958) auf 2,60 Mrd kWh im Jahr 1959, 

Der Bruttoverbrauch aus dem Netz der öffentlichen Versor- 


gung nahm im Berichtsjahr um 11,0'v.H. gegenüber dem Vor- 5 ; 


jahr zu. Der Bruttoverbrauch wurde zu 79, ( v.H. aus eigener 


Erzeugung, zu 17,4 v.H. aus Industrie-Einspeisung und zu ©. 


3,6 v.H. aus der Nettoeinfuhr gedeckt, vorausgesetzt, daß der 


Arbeitsaufwand der Pumpspeicherwerke aus der Erzeugung 2 
der öffentlichen Kraftwerke bereitgestellt wurde. Im Vorjahr 
betrugen die entsprechenden Werte 80,5 v.H. und 16,6 v.H.,. : 


während außerdem 3,0 v.H. aus Nettoeinfuhren bereitgestellt 
wurden. 


Im Verlauf des Jahrs 1959 erhöhte sich die Easpaßleue & 
der Kraftwerke des Berichtskreises um 1593 MW. Der Netto- 


zugang in Wärmekraftwerken betrug 1480 MW, derjenige in 
Wasserkraftwerken 113 MW. 
Im Dezember 1959 betrug die Beieaangung des Be- 


richtskreises 6,2 Mrd kWh. Auf Normalarbeitstage bezogen ; 


bedeutet das eine Zunahme um 15,8 v.H. dezenäher dem De- 
zember 1958 und einen Zuwachs um 3,2 v.H. gegenüber No- 


vember 1959. Der Anteil der Wasserkraftwerke stieg gegenüber 
dem Vormonatvon 8,5 v.H. auf 9,0 v.H., war i&doch 


als im Dezember 1958 (14,7 v.H.). 


Im Austausch über die Grenzen des Bundesgebiets ein- 


schließlich Saarland ergab sich im Berichtsnonat wieder ein 
geringer Einfuhrsaldo von 2,4 Mio kWh, nachdem im Vor- 


monat der einzige Ausfuhrsaldo im Jahr 1959 in Höhe von 


29,3 Mio kWh verzeichnet werden konnte, während sich im 


Vergleichsmonat Dezember 1958 ein Ausfuhrsaldo von 40,8 


Mio kWh ergab. 


Die Industrie-Einspeisung zeigte einen Anstieg von 14,6v.H. 


gegenüber dem Vorjahrsmonat. Der normalarbeitstägliche 
Bruttoverbrauch nahm um 15,7 v.H. gegenüber dem Dezember 
1958 und um 3,8 v.H. gegenüber dem November 1959 zu. - 


Der Nettozugang an Engpaßleistung im Dezember 1959 be- 


trug 492 MW ausschließlich in Wärmektaftwerken. 


West-Berlin 2 

Im Jahr 1959 wurden in West-Berliner Kraftwerken 2313,5 
Mio kWh erzeugt. Der Anstieg gegenüber dem Vorjahr betrug 
9,5‘ v.H. und lag somit höher als der Anstieg. 1958 gegenüber 
1957 (8,4 v.H.) Der Bruttoverbrauch nahm im gleichen Zeitab- 
schnitt um 9,7 v.H. zu und betrug 2171,5 Mio kWh. 


4. Bezug von außerhalb des 


6. Arbeitsaufwand der 
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Zahlentafel 1. Erzeugung in öffentlichen Kraftwerken der BURSc BER eiäschl@Blieh des Saarlands (rei 
td. 98 v.H.) und West-Berlins (G esamterhebung) im Dezember 1959 


Änderung 
(normalarbeitstäglich)?) 
gegen Vorjahrsmonat 


Jahr Monat Monat 
Bundesrepublik 
einschließlich 
Saarland 


November Dezember 


1959 1959 
v.H. v.H. 


November Dezember 
1959 1959 1959 


GWh GWh 


. Brutto-Erzeugung 


a) Wärmekraftwerke 53 243,1 5425,0 5644,3 + 28,6 + 23,5 
b) Wasserkraftwerke 9191,0 503,4 560,4 — 43,0 — 28,9 
Insgesamt 62434,1 5928,4 + 16,2 + 15,8 
2. Netto-Erzeugung 58524,1 5989,9 + 15,4 + 15,5 
‚3. Industrie-Einspeisung 125399 1521339 + 21,0 + 14,6 


Bundesgebietes (++) 


5. Abgabe nach außerhalb 
des Bundesgebietes (—) 
Austausch-Saldo 


4302,9 1891 


1705,2 218,4 
+2597,8 SEI, 


Pumpspeicherwerke 1387,2 121,6 
7. Verbrauch einschl. 

Übertragungsverluste 

ohne Pumpstrom- 

aufwand 72 274,6 6602,4r 


8. Engpaßleistung am 
3. Mittwoch 


a) Wärmekraftwerke 
b) Wasserkraftwerke 


West-Berlin 


MWı) MW 


12.653 12161 
2742 


. Brutto-Erzeugung 
.a)in Wärmekraftwerken |: 


. 2. Netto-Erzeugung 


4: Bezug von außerhalb 
" West-Berlins 


7. Verbrauch einschl. 


0,9 


Übertragungsverluste 2171,5°) + 10,9 
8. Engpaßleistung am 

3. Mittwoch MW 

a) in Wärmekraft- 

werken | +55 


1) Dezember 1959 — ?) Normalarbeitstage Dez. 1959:27,71 (Vorjahr 27,23) ®) Darunter 1,7 GWh aus Einspeisung der Industrie, die ans 
für den Zeitraum Juli 1958 bis Juni 1959 gilt — r — berichtigter Wert — Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen 


Die Kraftwerksleistung West-Berlins erhöhte sich seit Ende Der Bruttoverbrauch West-Berlins stieg um 10,9 v.H. gege 
1958 um 55 MW und betrug Ende 1959 658 MW. über dem Vorjahrsmonat und um 8,2 v.H. gegenüber demV« 


Im Monat Dezember 1959 betrug die Bruttoerzeugung West- monat an. . 
Berlins 244 Mio kWh und erhöhte sich, auf Normalarbeitstage Die Engpaßleistung in West-Berliner Kraftwerken blieb au 
bezogen, um 10,6 v.H. gegenüber dem Dezember 1958 und um im Berichtsmonat unverändert. 


N &7 De seenuben deni November 1957; Normalarbeitstage in den einzelnen Monaten 19 


aha I und 1960 
© Anzahl der Normalarbeitstage*) je Monat der Jahre 1959 und Die Berechnung der normalarbeitstäglichen | 
TR 1960 den einzelnen Positionen der monatlichen Schnellstatistik erfo 


auf Grund der in der Aufstellung dargestellten Anzahl vonN 
1959 1960| Monat | 1959| 1960 malarbeitstagen in den Vergleichsmonaten, die für das ab; 
26,99|28,16| September |27,96127,96 laufene und das kommende Jahr zusammengestellt wurden. 


1959 1960| Monat 
28,12127,82] Mai 


Januar 


Februar |25,96|26,91 27,91}26,801. "Oktober '-..128,85]28,45.% Sa en er ee ee 
März 28,96|28,500 November [27,31127,46 Berichtigung. Anläßlich der Würdigung des 70. Geburtst: 
April  |27,96|26,80| August|28,45/28,91| Dezember |27,7128,06 von Prof. Dr. Ir. J. C. van Staveren in Heft 23/1959, $S. 8 


*) Die Berechnung erfolgte auf Grund der Arbeit von Fr. Weißert, ist uns leider ein Fehler unterlaufen. Die niederländische El: 


Die Bewertung der einzelnen Wochentage beim statistischen Ver- trizitätswirtschaft verdankt dem Jubilar u. a. den Ausbau ( ei 
gleich von Zeitreihen, Elektrizitätswirtschaft Bd. 54 (1955), S.1 bis 4  weitverzweigten 150-kV-Kabelnetzes (nicht 50 kV). 
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